Schwei.KonsumVerein 


Organ des Verbands schweiz. Konsumvereine 


UT ne LED 
. 
l — — ET EN ) 


Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 
behaupten: und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 
schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine Lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im W. Jahrhundert. 
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der Umsaß des V. S. K. 


betrug im Monat August 1911 


Fr. 2,564,427.60 
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Fr. 431,593.30 mehr als lolo. 
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Die Zunahme beträgt 20,3%. 
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Verband ſchweiz. Konſumvereine. 


Einladung 
Kreisverſammlung des II. Rreiles 


auf 
Sonntag den 24. September 1911 
in das Hotel „Nlarſöl“ in Chur“. 


Tagesordnung und Traktanden: 


Von 9 Uhr vormittags an, Beſichtigung der Betriebe des 
Konſumvereins in Chur. 
12 Uhr, Gemeinſames Mittageſſen im Hotel Marſbl. 
1½ „ Appell; Vortrag des Herrn Schwarz, Verbands 
verwalter aus Baſel (Inſtruktions-Vortrag für 
das Verkaufsperſonal); Umfrage; Beſtimmung 
des Ortes der nächſten Kreisverſammlung. 


Diejenigen Vereine, die mit ihrem Perſonal und 
ſonſtigen Abgeordneten an dem gemeinſamen Mittageſſen 
teilzunehmen wünſchen, ſind erſucht, die Teilnehmerzahl 
unbedingt bis Donnerstag Abend der Verwaltung des 
Konſumvereins in Chur anzumelden. 

Zahlreicher Beteiligung ſieht entgegen 

Der Rreisvorſtand. 

Chur, den 13. September 1911. 


Verband [chmweiz. Konſumvereine. 


Konferenz des Xreiſes X 


(Vorort Baden) 


Sonntag den 8. Oktober 1911, vormittags 10 Uhr, 
im „Hirſchen“ in Nirchdorf. 


Traktanden: 
1. Appell. 
2. Verleſen des letzten Protokolls. 
3. Die Mehlfrage reſp. Stellungnahme gegenüber dem Boy— 
kott gegen die Konſumbäckerei Aarau ſeitens der Müller. 
4. Stellungnahme zur Errichtung der Verbands-Schuhfabrik. 
5. Beſprechung des Tankwagenſyſtems. 
6. Bericht über die Marktlage. 
7. Verſchiedenes (Einführung einheitlicher Inventierungs— 
bogen für alle Verbandsvereine des Kreiſes X). 


Referent für Traktanden 3, 4, 5 und 6: Herr B. Jäggi, 
Präſident der Verwaltungskommiſſion des V. S. K. 

Der Verſammlungsort Kirchdorf iſt von der Station 
Turgi in 20 Minuten erreichbar. 


Zu dieſer Konferenz ladet höflich ein 
Für den Kreisvorſtand X: 
Der Präſident: 
J. Glattſelder. 
Baden, den 10. September 1910. 


NB. Um die genaue Teilnehmerzahl für das Mittageſſen zu 
erfahren, erſuchen wir die Vereinsvorſtände, die Anzahl ihrer Dele— 
gierten unſerm Präſidenten, Herrn Joh. Glattſelder in Baden, bis 
ſpäteſtens den 6. Oktober nächſthin mitteilen zu wollen. 


Der Aktuar: 
Jakob Keller. 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 
Nachfrage. 


Garn. mit Antritt auf 15. Oktober: Eine energische, 
mit allen Arbeiten der Kolonialwarenbranche vertraute Ver- 
Käuferin. Sie muss die deutsche und französische Sprache 
beherrschen, und sich einer längeren Tätigkeit als bewährte Ver— 
käuferin ausweisen. Anmeldungen mit Zeugnisbeilagen nimmt 
die Konsumgenossenschaft in Grenchen (Solothurn) entgegen, wo 
bereitwilligst nähere Auskunft erteilt wird. 

rösserer Konsumverein sucht in eine seiner Filialen mit ea. Fr. 

45.000 Umsatz eine tüchtige, seriöse Alleinverkäuferin. 
Offerten mit Photographie und Gehaltsansprüche unter Chiffre K. W. 183 
an das Sekretariat des Verbandes schweiz. Konsumvereine in Basel 


Angebot. 


ochter, 20 Jahre alt, sucht Stelle als zweite Ver- 

käuferin in einem Verbandsverein. Dieselbe hat beim 
V. S. K. den Verkäuferinnenkurs mitgemacht und ist gegenwärtig 
aushilfsweise in einem Konsumladen beschäftigt. Offerten unter 
Chiffre Z. 177 an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


esucht für sofort ein in der Kolonialwarenbranche tüchtigen 
und kräftigen Magaziner. Gehalt nach Uebereinkunft. 
Anmeldungen sind zu richten an Konsumverein in Baden (Aargau). 


ie Konsumgenossenschaft „Fortschritt“ in Delsberg sucht mit 

Eintritt auf den 1. Dezember 1911 einen tüchtigen Küfer. 
Derselbe hat die Keller- sowie die Magazinarbeiten zu besorgen. 
Verheiratete und der deutschen und französischen Sprache kundige 
Bewerber erhalten den Vorzug. Bei befriedigender Leistung ge- 
sicherte Lebensexistenz Anmeldungen mit Gehaltsansprüchen, 
Zeugnissen und bisheriger Tätigkeit sind sofort einzureichen bei 
der Verwaltung der obigen Genossenschaft. 


Zu verkaufen 15 gut erhaltene eiserne 

" Petrolfässer, 200 Liter 
haltend, sowie 5 Petrolbehälter, (davon 4 mit ge- 
eichtem Standglas (Ankaufspreis per Stück Fr. 75.—), 
werden, weil seit Monatsfrist nicht mehr im Gebrauch, 
billigst erlassen. Offerten sind zu richten an Konsum- 
genossenschaft Schöftland. 


SOLUBLE 
„UNION“ 


ist seiner vortrefflichen 
Qualität und des vorteil- 
haften Preises wegen von 
allen Hausfrauen sehr be- 
liebt. — Konsequent gibt 
| jeder Genossenschafter 


den Eigenpackungen des 
V.S.K. den Vorzug. 
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Zur Beachtung! 


Dieſer Nummer liegt das deutſche ſtenographiſche 
Protokoll der Frauenfelder Delegiertenverſammlung bei. 


Führende Gedanken. 


Soll die genoſſenſchaftliche Ordnung der Wirtſchaft an 
Stelle der herrſchaftlichen treten, ſo heißt es in erſter Linie 
das Bewußtſein der genoſſenſchaftlichen Idee zu wecken, 
zu zeigen, wie in der genoſſenſchaftlichen Suſammenfaſſung 
der wirtſchaftlichen Einzelfräfte eine höhere Stufe wirtichaft: 
licher Entwicklung gegeben ift, die ſich in naturnotwendiger 
Fortbildung an die bisherige Ordnung anſchließt und deren 
immer unerträglicher werdenden Widerſprüche auflöft. Un— 
bewußt empfindet dieſe Widerſprüche heute ſchon jeder, nicht 
nur der beſonders betroffene Beſitzloſe, ſondern auch der Be— 
ſitzende; und längſt hat ſich aus dieſem inſtinktartigen ſchmerz— 
lichen Empfinden ein heftiger Trieb entwickelt, dieſer Wider— 
ſprüche ledig zu werden. Wie aber dieſe Empfindungen ver— 
An Stelle dieſer 
Verworrenheit und Unklarheit heißt es klare Einſicht und 
zielbewußten Willen ſetzen. Je ſchärfer der Gegenſatz von 
Herrſchaft und Genoſſenſchaft erfaßt wird, je deutlicher es 


worren, ſo ſind auch die Triebe unklar. 


ſich zeigt, um welche entſcheidenden Fragen in der menſch— 
lichen Organiſation es ſich dabei handelt, deſto gewaltiger 
wird dieſe Einſicht die Willenskräfte wecken und mit un— 
widerſtehlicher Macht auf die einen Punkte der Umgeſtaltungs— 
arbeit hinlenken. Ein hoher Idealismus muß daraus er— 
wachſen, der das Einzelwohl nur gewahrt findet beim Wohle 
der Geſamtheit und daher aus innerſter Ueberzeugung für 
ſelbſtverſtändlich erachtet, im Geſamtwohl fein Einzelwohl 
zu ſuchen. Dieſer Idealismus muß aber mit praktiſcher 
Klugheit gepaart fein. Er darf nicht in eine wildſtürmende 
Schwärmerei ausarten, die über Wolken ihr erträumtes 
Paradies ſucht, ſondern muß ſich aufs engſte den gegebenen 
Verhältniſſen anſchmiegen und ſtets nur auf die Verwirk— 
lichung des jeweils Erreichbaren gerichtet ſein. 


Hermann Krecke. 


Bafel, den 23. September 1911. 


Or fan des Verbands ſchrweß Fonfumvereine, 


Die Vorlage 
betreffend Abſchluß von kollektiven Arbeitsverträgen 
vor dem Genoſſenſchaftsrat des A. C. V. in Vaſel. 


Mitten in die Zeit hinein, wo der Ferien wegen 
alles geſellſchaftliche und parlamentariſche Leben in der 
Regel einen zwei- bis dreimonatlichen Stillſtand ver— 
zeichnet, wurde der Genoſſenſchaftsrat des Allgemeinen 
Conſumvereins in Baſel einberufen, um über die Frage 
des Abſchluſſes von kollektiven Arbeitsverträgen Beſchluß 
zu faſſen. Die fragliche Angelegenheit beſchäftigte die 
Behörden des A. C. V. ſchon ſeit längerer Zeit und man 
erwartete von der Delegiertenverſammlung des V. S. K. 
eine Förderung, zum mindeſten aber einen grundſätzlichen 
Entſcheid. Darin ſahen ſich die beteiligten Perſonalverbände 
allerdings getäuſcht und nun drängten ihre Vertreter mit 
Nachdruck auf eine möglichſt raſche Erledigung. 

Ueber die Verhandlungen unterbreitete die Verwal— 
tungskommiſſion dem Genoſſenſchaftsrat einen 245 ſeitigen 
ausführlichen Ratſchlag, der unter anderm auch wertvolles 
Material über die Beſoldungsverhältniſſe der Vereine in 
Zürich und Bern, der „Produktion“ in Hamburg, ſowie 
ſtaatlicher und privater Betriebe enthält. Da die Frage 
betreffend Aufſtellung eines Generaltarifes für die Kon— 
ſumarbeiter der Schweiz noch nicht endgültig erledigt 
iſt, dürfte eine etwas detaillierte Berichterſtattung all— 
gemeines Intereſſe bieten. 

Die erſten Unterhandlungen über den Abſchluß von 
Tarifverträgen erfolgten anfangs des Jahres 1910. Am 
13. Januar ſtellte der Verband der Lebens- und Genuß— 
mittelarbeiter der Schweiz dem Verwaltungsrate des A. C. V. 
zwei Entwürfe zu Tarifverträgen zu. Der Verwaltungs- 
rat erklärte ſich in ſeiner Sitzung vom 12. März 1910 
bereit, mit dem Verbande in Unterhandlungen zu treten. 
Letztere konnten verſchiedener Umſtände halber nicht ſtatt⸗ 
finden. Inzwiſchen hatten die neuen Statuten des A. C. V. 
in der Urabſtimmung die Genehmigung durch die Mit- 
glieder erlangt, und auf Grund derſelben fanden alsdann 
die inneren Umgeſtaltungen im Verwaltungskörper des 
X. C. V. ſtatt. Der Verwaltungsrat berichtete deshalb 
unterm 17. September 1910 an das Sekretariat des ge- 
nannten Verbandes, daß er ſich nicht für kompetent erachte, 
über die beſtehenden Reglemente hinausgehende Verträge 
abzuſchließen, da die Wirkung dieſer Verträge das neu- 
gewählte Verwaltungskollegium beträfe. In Berückſichti⸗ 
gung dieſes Standpunktes beharrte der Lebens- und Ge— 
nußmittelarbeiterverband nicht auf dem ſofortigen Abſchluß der 
Verträge, ſondern verſchob die Unterhandlungen bis zum 
Amtsantritt der neuen Behörde. 

Am 31. Januar 1911 reichten die Sekretariate der 
Handels- und Transportarbeiter und der Lebens- und 
Genußmittelarbeiter der Schweiz drei neue Vertragsentwürfe 
ein. Die Verwaltungskommiſſion ließ über die in den 
Entwürfen enthaltenen Forderungen die finanzielle Trag- 
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weite berechnen, und hernach wurden die Entwürfe den 
davon betroffenen Geſchäftszweigen zugeſtellt mit dem 
Auftrag, über deren betriebstechniſche Durchführbarkeit zu 
berichten. Die Berechnung ergab, daß die drei Entwürfe 
273 Perſonen betrafen und eine Mehrausgabe für dieſe 
273 Perſonen im Betrage von rund Fr. 70,000 per Jahr 
zur Folge gehabt hätten. 

Nachdem die Berichte von den Verwaltungen der 
einzelnen Geſchäftszweige eingetroffen waren, fand am 
31. März eine Zuſammenkunft mit den Sekretären der 
beiden genannten Verbände, den Herren Schifferſtein und 
Walter, ſtatt unter Zuzug von Vertretern des Perſonals. 
Die Verwaltungskommiſſion machte auf die finanziellen 
Konſequenzen der Verträge aufmerkſam und erklärte, daß 
fie von ſich aus nicht kompetent ſei, Tarifverträge abzu⸗ 
ſchließen, inſofern nicht für die Vertragsbedingungen die 
zur Zeit geltenden Beſoldungs- und Dienſtreglemente als 
Baſis angenommen würden. Die beiden Sekretäre aber 
verlangten, daß unter allen Umſtänden mit dem Abſchluß 
der Tarifverträge eine Lohnaufbeſſerung verbunden werden 
müſſe. Dagegen erklärten ſie ſich bereit, ihre Forderungen 
zu ermäßigen, wenn ſie von anderer Seite ein Entgegen— 
kommen fänden. Sie beſchränkten ſich ſchließlich auf 
folgende Forderungen: 

1. Das Minimum des Gehaltsanſatzes ſoll für die von 
den Verträgen betroffenen Arbeitergruppen auf die 
zweite Gehaltsſtufe geſetzt und das Maximum um 
eine weitere Gehaltsſtufe erhöht werden. 

2. Die Fuhrleute ſämtlicher Geſchäftszweige, mit Aus- 
nahme des Milchgeſchäftes, ſind in die Kategorie 
der gelernten Arbeiter einzureihen. 

3. In Bezug auf die übrigen Forderungen, welche in 
den drei Vertragsentwürfen enthalten ſind, wird 
eine neue Vorlage von ſeiten der Sekretäre in Aus— 
ſicht geſtellt. 

Die Verwaltungskommiſſion ſtellte an den Auſſichts— 
rat den Antrag, ſie zu ermächtigen, mit den beiden Ver— 
bänden Tarifverträge zu vereinbaren und dieſelben dem 
Genoſſenſchaftsrate zur definitiven Beſchlußfaſſung vorzu- 
legen. Zugleich erſuchte ſie den Aufſichtsrat, darüber zu 
entſcheiden, ob beim Abſchluß der Tarifverträge über die 
Anſätze des Beſoldungsreglementes und die Beſtimmungen 
des Dienſtreglementes hinausgegangen werden dürfe. Der 
Aufſichtsrat faßte in feiner Sitzung vom 7. April d. J. 
folgenden Beſchluß: 

Der Genoſſenſchaftsrat iſt mit dem Abſchluß von kollektiven 
Arbeitsverträgen einverſtanden. Er begrüßt die Unterhand- 
lungen des ihre Gewerkſchaftsbundes mit dem Ver- 
band ſchweizeriſcher Konſumvereine betreffend Aufſtellung eines 
Generaltarifes für die Konſumarbeiter der Schweiz und be» 
ſchließt, vorerſt deren Ergebnis abzuwarten. Die Verwaltungs— 
kommiſſion wird beauftragt, dem Aufſichtsrat zu gegebener 
Zeit in Sachen wieder zu berichten. 2 

Nachdem die Delegiertenverſammlung des V. S. K. in 
Frauenfeld die Beſchlußfaſſung über das mit dem ſchwei— 
zeriſchen Gewerkſchaftsbund abgeſchloſſene Uebereinkommen 
verſchoben hatte, ſtellten die Vertrauensmänner des Per— 
ſonals das Verlangen, daß die Unterhandlungen wieder 
aufgenommen und die drei Tarifverträge möglichſt raſch 
zum Abſchluß gebracht würden. Infolgedeſſen fand am 
14. Juli d. J. eine zweite Konferenz mit den beiden 
Sekretären, ſowie den Vertretern des Perſonals ſtatt. 
Gegenüber dem Verlangen der Sekretäre, es ſei ſofort 
auf eine materielle Beratung der Vertragsentwürfe ein— 
zutreten, ſtellte ſich die Verwaltungskommiſſion auf den 
Standpunkt, der Abſchluß kollektiver Arbeitsverträge be— 
dinge eine Aenderung des Beſoldungs- und des Dienſt— 
reglementes, und da dieſe beiden Reglemente durch den 
Genoſſenſchaftsrat erlaſſen worden ſeien, müſſe von dieſer 
Behörde zuerſt der prinzipielle Entſcheid gefällt werden, 
ob ſie auf eine Aenderung dieſer Reglemente im Sinne 
des Abſchluſſes von Tarifverträgen eintreten wolle. Dieſer 
Auffaſſung wurde von ſeiten des Perſonals nur unter 
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der Bedingung zugeſtimmt, daß der Genoſſenſchaftsrat 
innert 14 Tagen ſich zur Behandlung der Frage verſammle. 
Ferner äußerte ſich die Verwaltungskommiſſion dahin, daß 
der Abſchluß von kollektiven Arbeitsverträgen mit § 12 
der Statuten nicht wohl vereinbar ſei, welcher feſtſetze, 
daß 5 des Betriebsüberſchuſſes zu gunſten ſämtlicher 
Angeſtellten und Arbeiter der Genoſſenſchaft verwendet 
werden ſolle. Sie ſchlug daher vor, es ſei eine Partial— 
reviſion der Statuten vorzunehmen, in dem Sinne, daß 
Artikel 12, Abj. 2, der Statuten folgendermaßen gefaßt 
werden ſollte: 
Der Betriebsüberſchuß wird verteilt wie folgt: 

95% erhalten die Mitglieder rückvergütet im Verhältnis 


ihres durch die Konſumbüchlein nachgewieſenen 
Bezuges. 

5% werden dem Genoſſenſchaſtsvermögen (Reſervefonds) 
zugewieſen. (§ 11.) 


Da es ſelbſtverſtändlich nicht anging, dem Perſonal 
dieſen Anteil am Betriebsüberſchuß zu entziehen, ohne ihm 
ein entſprechendes Entgelt zu verabjolgen, ſollten die Be— 
träge, welche bis jetzt als Tantieme zur Verteilung ge— 
langten, in fixe Löhne umgewandelt werden. 

In ſeiner Sitzung vom 21. Juli d. J. ſtimmte der 
Aufſichtsrat der Auffaſſung der Verwaltungskommiſſion zu 
und beſchloß, den Genoſſenſchaftsrat baldmöglichſt einzu— 
berufen und ihm folgende Anträge zur prinzipiellen Ent— 
ſcheidung vorzulegen: 

1. Der Genoſſenſchaftsrat beſchließt, es ſeien mit dem Handels- 

und Transportarbeiter-Verband und demjenigen der Lebens- 

und Genußmittelarbeiter der Schweiz kollektive Arbeits- 
verträge abzuſchließen und zwar: 

a) für die im Bäckereibetrieb des A. C. V. beſchäftigten Bäcker; 

b) für die in der Schlächterei des X. C. V. beſchäftigten Ange 

ſtellten, ausgenommen das Bureauperſonal und die Fuhr— 

leute; 

e) für die Fuhrleute unſerer Geſchäftszweige. 

Der Genoſſenſchaftsrat beſchließt, eine Partialreviſion der Sta— 
tuten vorzubereiten und den Mitgliedern zur Urabſtimmung 
vorzulegen, in dem Sinne, daß der dem Perſonal zukommende 
Anteil am Betriebsüberſchuß geſtrichen und dafür die bis jetzt 
dem Perſonal hieraus zukommenden Beträge in fixe Löhne 
umgewandelt würden. 

Der Genoſſenſchaftsrat beauftragt die Verwaltungskommiſſion, 
mit dem Perſonal und deſſen Vertrauensmännern die kollektiven 
Arbeitsverträge zu vereinbaren und dem Genoſſenſchaftsrat zur 
definitiven Beſchlußfaſſung (Referendum vorbehalten) vorzulegen. 
Anſchließend an dieſe Anträge berichtete die Verwal— 

tungskommiſſion eingehend über die drei Vertragsentwürfe 

für die Bäcker, Metzger und Fuhrleute, welche von den 
beiden beteiligten Verbänden dem A. C. V. zur Annahme 
unterbreitet wurden. Für die Bäcker wurde zunächſt ver- 

langt für 12 Arbeitstage ein Lohnminimum von Fr. 84 

und ein Maximum von Fr. 99 gegenüber den heutigen 

Anſätzen von Fr. 74.80 im Minimum und Fr. 91. 30 

im Maximum. Da während der Unterhandlungen darauf 

hingewieſen wurde, daß die Erfüllung dieſer Forderungen 

für die 41 Bäcker eine Mehrausgabe von rund Fr. 12,000 

verurſacht hätte, ſo reduzierte der Verband der Lebens— 

und Genußmittelarbeiter ſeine Forderung dahin, das Mi- 

nimum und das Maximum ſeien um je eine Gehaltsſtufe 

(Fr. 78 per Jahr) zu erhöhen. Es hätte dies für die 

Bäckerei eine Mehrausgabe von Fr. 3300 zur Folge gehabt. 

Hiezu iſt noch zu bemerken, daß bei den in den Ver⸗ 
trägen geforderten Lohnanſätzen der ſtatutariſche Anteil 
am Betriebsüberſchuß (zirka Fr. 125 per Jahr) nicht in⸗ 
begriffen war, während ſich die Verwaltungskommiſſion 
auf den Standpunkt ſtellte, daß bei kollektiven Verein— 
barungen die ſtatutariſchen und reglementariſchen Anteile 
in die Lohnanſätze einzuſchließen ſeien. 

Der Tarifvertrag mit dem Schlächtereiperſonal 
enthielt anfänglich auch weitergehende Forderungen, die 
aber ſchließlich ebenfalls reduziert wurden. Es wurde ge— 
fordert: für die Metzger, Heizer und Hilfsarbeiter die Er— 
höhung des Minimums und des Maximums um je eine 
Gehaltsſtufe — Fr. 78 per Jahr, für die Vorarbeiter 
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Erhöhung des Minimums um Fr. 200, des Maximums 
um Fr. 500, für die Bankmeiſter Erhöhung des Maximums 
um Fr. 100, für die Verkäuferinnen Erhöhung des Mini— 
mums um Fr. 200. Unter Berechnung dieſer reduzierten 
Forderungen würde ſich die jährliche Mehrausgabe für 
die Schlächterei auf rund Fr. 12,000 belaufen haben. 
Um ſich ein Urteil bilden zu können, ob die geſtellten 
Forderungen berechtigt ſeien, wurden die von der Groß— 
ſchlächterei Bell Söhne, gezahlten Löhne, ſowie der von 
der „Produktion“ in Hamburg mit dem Zentralverband 
der Fleiſcher in Deutſchland abgeſchloſſene Tarifvertrag 
zum Vergleich herangezogen. Wir laſſen die Zahlen hier 
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Der Tariſvertrag für die Fuhrleute enthielt Anſätze, 
deren Bewilligung für die ſämtlichen Geſchäſtsbetriebe eine 
Mehrausgabe von rund Fr. 25,000 in den Minimal- und 
Fr. 18,900 in den Maximalanſätzen zur Folge gehabt 
hätte. Nach der reduzierten Forderung, die Fuhrleute in 
die Kategorie der gelernten Arbeiter einzureiheu, würde 
das Lohnminimum für 12 Arbeitstage von Fr. 66. 80 
auf Fr. 72. 80, das Maximum von Fr. 81. 80 auf 
Fr. 87. 80 erhöht. Für die 52 in Betracht kommenden 
Fuhrleute würde die Verſetzung in die Klaſſe der gelernten 
Arbeiter eine Mehrausgabe von rund Fr. 7400 aus— 
machen. 
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Mit Bezug auf die in den vorſtehend beſprochenen 
Tarifverträgen enthaltenen Lohnforderungen und über die 
aus deren Bewilligung entſtehenden Konſequenzen macht 
der Bericht der Verwaltungskommiſſion noch folgende all— 
gemeine Bemerkungen: 

„Aus der vergleichenden Zuſammenſtellung ergibt ſich, 
daß unſere Lohnanſätze im allgemeinen höher ſind als die— 
jenigen der beſtzahlenden Großbetriebe. Wie ſchon bemerkt, 
weiſen unter allen deutſchen Konſumvereinen Hamburg, 
Altona und Berlin die höchſten Lohnſätze auf. Wenn wir 
dieſe Anſätze mit den unſrigen vergleichen, ſo ſehen wir, 
daß unſere Durchſchnitts- und Maximallöhne höher ſind 
als bei dieſen Konſumgenoſſenſchaften. Einzig in Bezug 
auf die Löhne der Fuhrleute werden wir von den großen 
Henoſſenſchaftsbetrieben des Auslandes etwas überflügelt. 
Allerdings iſt dafür unſere Arbeitszeit bedeutend kürzer; 
auch wird von uns die Wartung der Pferde extra bezahlt. 
Die Privatbetriebe und ſogar der Staat ſtehen auf der 
ganzen Linie gegenüber unſern Anſätzen ziemlich weit zurück. 

Wenn wir uns ein Urteil bilden ſollen, ob die Lohn— 
forderungen gerechtfertigt ſeien, ſo müſſen wir in erſter 
Linie uns vergewiſſern, ob der Lohnanſatz zum Unterhalt 
einer Familie bei beſcheidenen Anſprüchen ausreiche. Wir 
geben nun ohne weiteres zu, daß infolge der Teuerung 
und in Anbetracht des Umſtandes, daß die Lebensbedürf— 
niſſe ſich ſtets vermehren, es für einen „ungelernten“ 
Arbeiter ſchwer hält, mit dieſem Lohn durchzukommen. 
Vom humanitären Standpunkte aus wäre deshalb eine 
Erhöhung der Anſätze wohl am Platze. Wir dürfen leider 
aber die Frage nicht nur von dieſem Standpunkt aus 
beurteilen, ſondern hierbei haben auch geſchäftliche Rück— 
ſichten ihre Berechtigung. Es iſt im Verlaufe dieſes Jahres 
mehrfach darauf hingewieſen worden, daß die Zunahme 
des Umſatzes des A. C. V. mit der Vermehrung der Speſen 
nicht ſtandhalte. Die Folge iſt, daß zum Erſtellpreis der 
Waren von Jahr zu Jahr ein höherer Zuſchlag gemacht 
werden muß, um beim Rechnungsabſchluß einen Ueber— 


ſchuß zu erzielen, der die Mitglieder ermutigt, ihre Kauf— 
kraft immer mehr der Genoſſenſchaft zuzuwenden. Wir 
wiſſen ja leider nur allzuwohl, daß eine Reduktion der 
Rückvergütung eine Schwächung des Umſatzes nach ſich 
zieht. Ferner haben wir oft genug erfahren müſſen, daß 
hohe Warenpreiſe auf den Verkauf nachteilig wirken. Auch 
Herr Profeſſor Schär weiſt in ſeiner Arbeit „Kalkulation 
und Statiſtik im genoſſenſchaftlichen Großbetrieb“ nach, 
daß diejenigen Geſchäftszweige, bei welchen hohe Zuſchläge 
zu den Erſtellpreiſen gemacht werden, in ihrem Umſatz ſich 
verhältnismäßig ſchwach entwickelt haben. 

Wir ſind nach wie vor der Meinung, daß es Pflicht 
der Genoſſenſchaft iſt, in allen Betrieben muſterhafte 
Arbeits- und Lohnverhältniſſe zu ſchaffen, ſodaß die An- 
ſätze in unſern Betrieben mit Recht etwas höher als beim 
Privatbetrieb angeſetzt werden ſollen. Allein das Beſtreben, 
die Löhne zu erhöhen und die Arbeitszeit zu kürzen, darf 
nicht ſoweit führen, daß dadurch die Genoſſenſchaft gegen 
über dem Privatbetrieb konkurrenzunfähig wird. Viele 
Beiſpiele im In- und Auslande zeigen, daß ſelbſt die— 
jenigen Perſonen, welche von der Erhöhung der Löhne 
ihren direkten Nutzen zogen oder ſie warm befürworteten, 
ihrer Genoſſenſchaft den Rücken wandten, ſobald letztere 
genötigt war, ihre Preiſe höher als die Privatkonkurrenz 
anzuſetzen. 

Um die Ziele unſerer Genoſſenſchaft zu erreichen, 
braucht es bedeutende Mittel und eine ſtetige Vermehrung 
des Umſatzes. Wir müſſen alle unſere Kräfte ſammeln, 
wenn wir den wirtſchaftlichen Kampf mit dem Kapitalis— 
mus mit Erfolg beſtehen wollen. Es iſt anzunehmen, daß 
das Perſonal einſichtig genug iſt, ſeine Forderungen nicht 
ſo weit zu ſpannen, daß dadurch der Konſumverein ſelbſt 
in ſeiner Leiſtungsfähigkeit und Entwicklung gehemmt 
würde; es hieße dies den Aſt durchſägen, auf welchem man 
ſelber ſitzt. 

Es iſt aber auch nicht der Wille der Mehrheit der 
organiſierten Arbeiterſchaft, daß zwiſchen ihrem Lohn, den 
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ſie aus ſtaatlichen oder privaten Betrieben bezieht, und 
dem Lohn des Perſonals des A. C. V. ein allzu großer 
Unterſchied beſteht. Diejenigen, welche ſich nicht nur von 
egoiſtiſchen Motiven leiten laſſen, werden damit einver— 
ſtanden ſein, daß das Perſonal des A. C. V., der ein 
Muſterſtaat im Staate darſtellen ſoll, etwas beſſer geſtellt 
iſt als ſie ſelber es ſind; doch darf der Unterſchied nicht 
zu groß werden. Das Perſonal ſoll ferner bedenken, daß 
ihre Löhne zum großen Teil aus dem ſchwer verdienten 
Einkommen der Arbeiterſchaft zuſammengetragen werden. 
Eine Erhöhung der Löhne um nur 100,000 Franken hätte 
für eine Arbeiterfamilie eine Einbuße von 3—4 Franken 
an der Rückvergütung zur Folge, was immerhin im Bud— 
get einer armen Familie empfunden wird. 

Endlich muß noch darauf hingewieſen werden, daß in 
den uns vorliegenden Vertragsentwürfen nur ungefähr ein 
Viertel des Perſonals inbegriffen iſt. Es iſt ohne weiteres 
klar, daß nicht nur dieſem Teil höhere Löhne bewilligt 
werden können, ſondern daß ſich eine allfällige Erhöhung 
auf das geſamte Perſonal erſtrecken müßte. Eine Berück— 
ſichtigung einzelner Kategorien wäre nur dann gerecht— 
fertigt, wenn die im Tarif angeführten Perſonen gegen— 
über den übrigen Kategorien im jetzigen Beſoldungsreglement 
offenbar benachteiligt wären, wenn es ſich alſo um die 
Aufhebung einer beſtehenden offenſichtlichen Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit handelte. Es wird jedoch ſchwer halten, 
in unſerem Beſoldungsreglement ſolche Ungleichheiten zu 
entdecken. Vor allem trifft dies nicht bei den Angeſtellten 
zu, die in den Vertragsentwürfen aufgeführt ſind. Eine 
beſondere Behandlung dieſer Gruppe würde beim übrigen 
Perſonal als eine Ungerechtigkeit empfunden. 

Wir konſtatieren alſo, daß unſere Arbeitslöhne, ganz 
abgeſehen von den Vergünſtigungen in Bezug auf Ferien, 
Lohn im Krankheitsfalle, Lohnnachgenuß für die Hinter— 
laſſenen eines verſtorbenen Angeſtellten ꝛc., dem Lohn der 
Privatbetriebe und des Staates überlegen und den höchſten 
Löhnen, die von Genoſſenſchaften des In- und Auslandes 
bezahlt werden, mindeſtens ebenbürtig ſind. Wir laſſen 
dabei den Umſtand außer Betracht, daß die Lebenshaltung 
an den betreffenden Orten bedeutend teurer iſt, als bei 
uns in Baſel. Wenn wir alſo dem Genoſſenſchaftsrat 
beantragen, auf den Abſchluß von kollektiven Arbeits— 
verträgen einzutreten, geſchieht dies in dem Sinne, daß 
bei den Tarifverträgen im allgemeinen die Anſätze unſeres 
Beſoldungsreglementes als Baſis dienen ſollen. Wir er— 
warten, daß das Perſonal die Gründe, welche gegen eine 
Erhöhung der Anſätze ſprechen, würdigen und zurzeit von 
weitergehenden Begehren abſehen wird. Wir glauben dies 
umſo eher vorausſetzen zu dürfen, da in nächſter Zeit 
dem Genoſſenſchaftsrat der Antrag unterbreitet wird, es 
möge der A. C. V. mit dem geſamten Perſonal der 
Verſicherungsanſtalt ſchweiz. Konſumvereine 
beitreten. Dadurch wird die Möglichkeit geſchaffen, alten 
und invalid gewordenen Angeſtellten und Arbeitern eine 
angemeſſene Penſion zu verabfolgen. Das Verſicherungs— 
werk wird dem A. C. V. eine jährliche Mehrausgabe bringen, 
welche über den Betrag hinausgeht, der zur Erfüllung 
der Forderungen, die in den Tarifverträgen enthalten 
find, nötig wäre. Wir halten den Abſchluß einer Penſions— 
verſicherung bei den gegenwärtigen Arbeitsverhältniſſen 
des A. C. V. für viel wichtiger als die Gewährung der Be— 
gehren, welche in den Tarifentwürfen an uns herantreten. 
Im übrigen ift es ausgeſchloſſen, daß der K. C. V. im 
Stande wäre, eine allgemeine Lohnerhöhung eintreten zu 
laſſen und zu gleicher Zeit die Penſionsverſicherung durch— 
zuführen.“ 

Soweit der Bericht der Verwaltungskommiſſion und 
des Aufſichtsrates. Er läßt keinen Zweifel aufkommen, 
daß eine allgemeine Erhöhung der Beſoldungsanträge zur 
Zeit nicht eintreten könne. Die Stellungnahme der Be— 
hörden in grundſätzlicher Beziehung entſpricht derjenigen 
an der Delegiertenverſammlung in Frauenfeld. 


Im Genoſſenſchaftsrat, der ca. 3 Stunden verhandelte, 
waren in der Eintretensfrage zunächſt alle Parteien darin 
einig, daß mit dem Abſchluß der Tarifverträge nicht zu— 
gleich eine Erhöhung der Beſoldungsanſätze ſtattfinden 
könne. Dann wurde namens der Jungfreiſinnigen Gruppe 
von Herrn Frey-Bruggiſſer der Autrag geſtellt, auf die 
Vorlage nicht einzutreten. Er hält den Abſchluß dieſer 
Tarifverträge für verfrüht, da die Delegiertenverſammlung 
des V. S. K. die Angelegenheit ebenfalls verſchoben habe. 
Einen gleichen Antrag ſtellte Herr Portmann namens der 
vereinigten bürgerlichen Gruppen, jedoch mit ſolgender 
Motivierung: 

Der Genoſſenſchaftsrat in Erwägung: 

1. daß das gegenwärtige Beſoldungs-Reglement erſt ſeit 
zwei Jahren in Kraft beſteht und deſſen Lohnanſätze 
den Arbeitslöhnen, wie ſie die Privatbetriebe und 
der Staat ausrichten, voran ſtehen, 

2. daß für das Perſonal des A. C. V. die Einführung 
der Alters- und Invalidenverſicherung eine dringende 
Notwendigkeit iſt, die jedoch große finanzielle An— 
forderungen an die Genoſſenſchaft ſtellt, 

beſchließt, es ſei auf den Antrag der Verwaltungskommiſſion 
und des Aufſichtsrates betreffend den Abſchluß von kollektiven 
Arbeitsverträgen zur Zeit nicht einzutreten. 

Von ſeite der Vertreter des Arbeiterbundes trat Herr 
Gſchwind für den Autrag der Verwaltungskommiſſion ein. 
Inbezug auf die materielle Frage erklärt er, auch die 
Gruppe Arbeiterbund ſtehe auf dem Standpunkt, eine 
Erhöhung der Lohnanſätze habe, von wenigen Ausnahmen 
abgeſehen, nicht einzutreten; das Intereſſe der Genoſſen— 
ſchaft erfordere dies. Herr Bürgin-Haas, Mitglied des 
Perſonalausſchuſſes, wendet ſich gegen die Abſchaffung, 
der Tantieme; im weitern dringt er auf raſche Durchführung 
der Alters- und Invalidenverſicherung. Für den Abſchluß 
von Tarifverträgen ſprach auch Herr Maag. 

Nach ausgiebiger Diskuſſion über den Antrag Port— 
mann wurde derſelbe mit 46 gegen 32 Stimmen abgelehnt. 
Um zum Ausdrucke zu bringen, daß der A. C. V. bereit 
ſei, mit allen in Frage kommenden Arbeiterorganiſationen 
Tarifverträge abzuſchließen, ſtellte Herr Portmann hierauf 
folgenden Zuſatzantrag: 

„Der Genoſſenſchaftsrat beſchließt, es ſeien mit den 
intereſſierten Arbeiterorganiſationen kollektive Ar— 
beitsverträge abzuſchließen, wobei im allgemeinen 
die beſtehenden Reglemente als Baſis dienen ſollen.“ 

Die Gruppe Arbeiterbund erklärte dieſem Antrag zu— 
ſtimmen zu können in der Meinung, daß der A. C. V. warte, 
bis die einzelnen Organiſationen mit Forderungen an ihn 
herantreten. 

Mit 49 gegen 1 Stimme wurde dieſem Antrag Port— 
mann zugeſtimmt und dann der Antrag der Verwaltungs— 
kommiſſion und des Aufſichtsrates unverändert zum Be— 
ſchluß erhoben. 

Aus den Verhandlungen des Genoſſenſchaftsrates iſt 
noch zu erwähnen die Mitteilungen des Vorſitzenden, daß 
Herr A. Strub ſeine Demiſſion eingereicht habe. Die von 
Herrn Strub als Mitglied verſchiedener Behörden des 
A. C. V. geleiſteten Dienſte werden beſtens verdankt. Ferner 
ſind zwei Motionen eingegangen, die eine von Herrn Kames 
betreffend Abänderung einer Anzahl von Statutenpara— 
graphen, die andere von den HH. Wehrle-Traub und 
Schmid -Schlecht betreffend Einführung des freien Sams— 
tagnachmittag für das Bureauperſonal. Das Reglement 
für den Perſonalausſchuß wurde für eine ſpätere Sitzung 
verſchoben. F. 


Geſehwidriger Protektionismus. 


Einer ganzen Reihe von Blättern wurde, wie wir 
der „Schweizeriſchen Metzgerzeitung“ entnehmen, folgender 
Artikel zum Abdruck zugeſandt: 

„Alljährlich im Auguſt und September wurden unſere 


Landesgrenzen geſperrt gegen die Einfuhr von Schlacht- 
muni. Das hatte ſeine Berechtigung darin, daß zu dieſer 
Zeit eine unverhältmäßig große Zahl von Zuchtſtieren 
auf den Markt kommt und ein ganz erheblicher Preis— 
ſturz eintritt, wenn die ausländiſche Konkurrenz 
nicht ferngehalten wird, die um dieſe Zeit groß iſt, 
da dann auch im Ausland ein Angebot ſolcher Ware die 
Nachfrage überſteigt. Dieſes periodiſch große Angebot von 
Schlachtmuni rührt in erſter Linie daher, daß mancherorts 
das Züchten periodiſch betrieben wird, des Weidganges 
wegen, und um dieſe Zeit aufhört. Die zur Zucht nicht 
mehr benötigten Tiere werden dann auf den Markt 
gebracht. 

Dieſes Jahr kommt noch ein anderer Faktor hinzu, 
die große Dürre und deren Folge, der Futtermangel. 
Dieſer zwingt die Bauern, diejenigen Tiere, die im Moment 
den geringſten Nutzen abwerfen, zu verkaufen, weshalb 
das Angebot von Schlachtmuni zur Zeit ein ganz ge— 
waltiges iſt. Die obenerwähnte Folge hat ſich dann auch 
eingeſtellt. Während weniger Wochen iſt der Preis eines 
Kilo Munifleiſch um 20 Rappen geſunken. Das bedeutet 
natürlich einen großen Ausfall für unſere Landwirtſchaft, 
ohne daß der Konſument anderſeits gewinnen würde. Denn 
davon hat man heute noch nichts gehört, daß der Konſument 
das Fleiſch oder die Wurſtwaren billiger erhalte. Aus 
dem Geſagten ergiebt ſich, daß im Jahre 1911 mehr denn 
je Veranlaſſung zur Grenzſperre gegen die Einfuhr von 
Schlachtmuni zum Schutz unſerer Landwirtſchaft beſtanden 
hätte. Dieſe Maßnahme iſt bis jetzt unterblieben, wiewohl 
es an Eingaben an die zuſtändige Stelle nicht gefehlt hat. 
Es ſteht aber ein dringendes Bedürfnis dafür, und es 
iſt zu hoffen, daß ſich das ſchweizeriſche Landwirtſchafts— 
departement dieſer Einſicht nicht länger verſchließen werde.“ 

Mit dieſem Artikel ſoll Stimmung gemacht werden, 
ſchreibt die Metzgerzeitung für ein Begehren des Bauern— 
verbandes, die ſchweizeriſche Grenze für die Einfuhr von 
Schlachtmunis zu ſchließen. Man gibt ſich keine Mühe, 
zu beweiſen, daß eine ſolche Maßnahme geſtützt auf geſetzliche 
Kompetenzen getroffen werden dürfe, ſondern iſt heute 
ungeniert genug, zuzugeben, daß die Sperrung der Grenzen 
für Munis jeweilen erfolgte, um die Preiſe für dieſe Ware 
hochzuhalten, dem Bauern alſo ein Mittel in die Hand 
zu geben, ſich Einnahmen zu verſchaffen, welche er ſonſt 
nicht erhalten hätte. Wir nageln dieſes wertvolle Geſtändnis 
feſt. Als wir jeweilen dieſe Maßnahmen mit dem Hinweiſe 
auf deren rein protektioniſtiſchen Charakter bekämpften, 
wurde entgegnet, es ſeien viehſeuchenpolizeiliche Gründe 
zu dieſen Sperrungen vorhanden — wenn auch mehrmals 
weit und breit kein Seuchenfall vorgekommen, jo hieß es 
doch ſtets, die Schlachttiere ſeien ganz beſonders ſeuchen— 
gefährlich. Man wußte damals noch, daß die Behörden 
keine Kompetenz haben, Preispolitik in der Weiſe zu 
treiben, wie es heute als ſelbſtverſtändlich vom Bauern— 
verband vorausgeſetzt wird, wenn er die Schließung der 
Grenze verlangt. Heute iſt man aufrichtiger geworden, 
und man giebt offen zu, die Behörden als Werkzeuge für 
die Preiswucherpolitik mißbrauchen zu wollen — und 
damit: bis dahin mißbrancht zu haben. 

Es iſt zu hoffen, daß die maßgebenden Behörden 
auf dem richtigen Standpunkt endlich angelangt ſeien. Ueber 
die Sache gehen folgende Mitteilungen der Preſſe zu: 

„Die Basler Regierung antwortet dem eidgenöſſiſchen 
Landwirtſchaftsdepartement in ihrer Vernehmlaſſung über 
eine Anregung des Bauernverbandes, die Einfuhr von 
Schlachtſtieren aus dem Auslande zu verbieten, da der 
Bedarf im Inlande gedeckt werden könne, dieſem Antrage 
könne nicht zugeſtimmt werden. 

Mit Bezug auf ein Geſuch des ſchweizeriſchen Bauern— 
verbandes, es möchte für die Dauer einiger Monate die 
Einfuhr von Schlachtſtieren aus dem Auslande verboten 
werden, läßt ſich der Regierungsrat von St. Gallen beim 
eidg. Landwirtſchaftsdepartement in ablehnendem Sinne 
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vernehmen, da bei der Unmöglichkeit, den Bedarf an 
Wurſtſtieren durch inländische Ware zu decken, ein Einfuhr- 
fuhrverbot nebſt einer ſtarken Preisſteigerung ſehr bald 
auch den Mangel an Wurſtſtieren zur Folge hätte.“ Seit— 
her haben auch die Glarner und Graubündner Regierung 
im gleichen Sinne geantwortet. 

Wir vermiſſen in der Antwort der Kantonsre— 
gierungen den Hinweis darauf, daß weder Landwirt— 
ſchaftsdepartement noch Bundesrat kompetent ſind, ein 
ſolches Verbot zu erlaſſen. Das wäre nur der Fall, wenn 
ſeuchenpolizeiliche Gründe vorhanden wären. Es wäre 
angezeigt, wenn über ein ſolches geſetzwidriges Vorgehen 
der Bundesbehörden einmal in der Bundesverſammlung 
interpelliert würde, ſonſt wird den Agrariern zuliebe das 
nächſte Mal noch ein Einfuhrverbot auf Milch- und Milch— 
produkte oder zur Zeit der Kartoffelernte auf Kartoffeln 
verlangt, um die unbequeme ausländiſche Konkurrenz los 
zu werden. 


Führende Gedanken. Auf der letzten Spalte unſeres 
Blattes erſchienen bisher jeweilen „Leitſätze und Wahr— 
ſprüche“. Wiewohl dieſe kurzen Auszüge aus den Schriften 
oder Reden namhafter Perſönlichkeiten ſtets irgend eine 
Beziehung zur Sache des Genoſſenſchaftsweſens hatten, 
waren ſie doch mehr Lückenbüßer als Wegweiſer. Von 
nun an wollen wir es damit anders halten. Wir werden 
die Leitſätze und Wahrſprüche ſo ſorgfältig und zweck— 
mäßig auswählen, daß wir ſie als „führende Ge— 
danken“ an die Spitze des Blattes ſtellen können, allwo 
ſie als wirkliche Anreger und Wegweiſer zu genoſſenſchaft— 
licher Geſinnung und Tat dienen ſollen. Möglichſt kurz 
gefaßt, wie ſie erſcheinen werden, müſſen ſie dem Leſer 
beſonders in die Augen fallen und ihn zum eigenen Nach— 
denken antreiben. Jeder Gedanke, ſei er wahr oder falſch, 
iſt eine Macht, denn er beſtimmt nicht nur die Handlungen 
des Menſchen, ſondern arbeitet auch mit an der Heraus— 
bildung ſeines Charakters, von dem die Energie und Kon— 
tinuität ſeines Handelns abhängt. Daher iſt der Aufbau 
unſerer Gedankenwelt von unermeßlicher Bedeutung und 
es kommt alles darauf an, welche Gedanken eine führende 
Gewalt über uns erringen. 

Nun pflegt wohl ein jeder in ſeiner Art zu denken, 
aber nicht ſehr viele erheben ſich aus eigener Kraft zu den 
Höhen wirklich fruchtbarer Ideen und Anſchauungen. Die 
meiſten Menſchen, auch an ſich bedeutendere Naturen, 
müſſen aus ihrer alltäglichen Gedankenſtimmung heraus— 
geriſſen werden, wenn man ſie für höhere Lebensziele ge— 
winnen will. Die Mächte, die heute noch vorwiegend die 
Gedankenwelt des Maſſenmenſchen regulieren, ſind materielle 
und ſtändiſche Intereſſen, welche nur Teil-Aſſoziationen 
hervorbringen und auch da, wo ſie genoſſenſchaftliche Feld— 
zeichen aufpflanzen, von wahrer Genoſſenſchaftlichkeit ſehr 
weit entfernt ſind. Natürlich ſpielen die Intereſſen immer 
eine Rolle in der Entwicklungsgeſchichte der Menſchheit, 
aber in einer Zeit der Umbildung, wie der gegenwärtigen, 
müſſen ſie einheitlichen allgemeinen Prinzipien 
untergeordnet werden, da anders nur eine allgemeine Auf— 
löſung zu erwarten wäre. Es müſſen alſo leitende Ge— 
danken, welche über den gegen einander arbeitenden In— 
tereſſen ſtehen, aufgenommen und derart populariſiert 
werden, daß ſie dem Verſtändnis der großen Volksmaſſe 
immer näher rücken und ſo allmählich auch in deren Ge— 
fühlswelt eindringen. In unſerer guten genoſſenſchaftlichen 
Literatur, wie auch in dem allgemeinen Schrifttum, ſind 
und werden viele große „führende Gedanken“ niedergelegt, 
die nur der Beachtung, der Hebung und Verbreitung 
harren. Man muß fie Sammeln und als Mitarbeiter (Ko— 
operatoren) in den Dienſt unſerer Sache ſtellen Wohl 
ausgewählt und von den Beſten unſerer Kreiſe als Richt— 
linien für Geſinnung und Tat aufgenommen und weiter— 
gegeben, werden ſie ſich als ſtille, aber gewaltige Förderer 
erweiſen. 9. 
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Leben und leben laſſen. Dieſe von uns jo oft ſchon 
auf ihren Unwert geprüfte Lehre wird zur Abwechslung 
auch einmal in einem ſozialdemokratiſchen Organ, dem 
„Grütlianer“, gepredigt von einem Mitarbeiter, der auf 
Grund dieſes Prinzips ſogar die kleinen Spezierer gegen— 
über den landwirtſchaftlichen Konſumgenoſſenſchaften des 
V. 0. J. G. in Schutz nehmen will. Ob der „Genoſſen— 
ſchafter“ dieſen Angriff auf die konſumgenoſſenſchaftliche 
Organiſation wieder als Beweis für die ſozialdemokratiſche 
Tendenz der Konſumvereine verwerten will? 


in Jena. Die Verhandlungen des Parteitages der deutſchen 
Sozialdemokratie in Jena, die ſich ſo ziemlich die ganze 
vorige Woche hindurchzogen, ſtanden im Allgemeinen im 
Zeichen der bevorſtehenden Reichstagswahlen und demzu— 
folge waren es vor allem politiſch-taktiſche Tendenzen, die 
ihren Verlauf und beſonderen Charakter beſtimmten. Da 
aber die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung ein Faktor des 
öffentlichen Lebens geworden iſt, der ſtark in die Intereſſen— 
ſphären und die taktiſchen Zirkel jeder Parteirichtung hin— 
einſpielt, ſo braucht es nicht Wunder zu nehmen, wenn, 
abgeſehen von beſonderen Anregungen, zu denen Stellung 
genommen werden mußte, genoſſenſchaftliche Angelegen— 
heiten auch auf dieſem Parteitage wiederholt angeſchnitten 
wurden. 

Die erſte Veranlaſſung dazu gaben die Debatten, 
welche durch die eingebrachten Reviſionsanträge in Sachen 
der Maifeier entfeſſelt wurden. Nach einem früheren 
Parteitagsbeſchluß ſind Parteigenoſſen, welche am 1. Mai 
arbeiten, verpflichtet, ihren Tagesverdienſt an den Mai— 
fonds abzuliefern. Der Beſchluß ließ ſich ſchwer durchführen 
und hat viel Unwillen erzeugt; vor allem erfreute er ſich 
in genoſſenſchaftlichen und einigen gewerkſchaftlichen Kreiſen 
keiner beſonderen Beliebtheit und nicht wenige Parteigenoſſen 
entzogen ſich der ihnen aufgebundenen Verpflichtung. Bei 
dieſem Stand der Dinge bildeten ſich zwei Richtungen 
heraus, von denen die eine auf Verſchärfung und die 
andere auf die Aufhebung des diesbezüglichen Beſchluſſes 
hinarbeitete. Unter andern lag aus Hamburg ein Antrag 
vor, welcher entweder den Beſchluß beſeitigt oder Genoſſen, 
welche ſich ihm nachzuleben weigern, aus der Partei aus— 
geſchloſſen haben wollte. Bei Begründung dieſes Hamburger 
Antrages kam es nun in Jena zu peinlichen Erörterungen. 
Es wurde geſagt, daß man ſich hauptſächlich in genoſſen— 
ſchaftlichen Kreiſen abgeneigt zeige, jenem Beſchluſſe nach— 
zukommen und daß ſich ſogar Genoſſenſchaftsbeamte, die 
ſehr hohe Gehälter bezögen, entſchieden widerſetzt hätten, die 
Steuer zu entrichten. Ein Delegierter meinte, man könne 
die Inſtanzen, um die es ſich handle, nicht aus der Partei 
ausſchließen, ohne Unfrieden zu erregen, weshalb es das 
Beſte wäre, den Beſchluß, der überhaupt nur Verlegen— 
heiten und Reibungen erzeuge, aufzuheben. Eine Zeit lang 
ſchien es auch, als ob der Entſcheid in dieſem Sinne fallen 
würde, aber im letzten Momente griff infolge eines un— 
gewöhnlichen Vorſtoßes der radikalen Gruppe, die den 
bereits abgelehnten Antrag wieder aufnahm, eine allge— 
meine Verwirrung um ſich, ſo daß ſchließlich im Sinne des 
Ausſchlußantrages entſchieden wurde. 

Eine ebenfalls eigenartige Behandlung erfuhr der 
Antrag der Generalverſammlung der Wahlvereine 
von Groß-Berlin, den wir bereits in Nr. 35 d. Bl. 
unter der Stichmarke „Gegen den Neutralitätsfanatismus“ 
mitteilten und beleuchteten. Wir bemerkten dazu, daß dieſer 
Antrag vom Parteitag wohl angenommen oder doch im 
Prinzip unterſtützt werden dürfte, da er im Sinne der 
Magdeburger Entſchließung gehalten ſei. Es kam aber etwas 
anders. Der Antrag wurde zwar von Paul Göhre in einem 


ſehr provokatoriſchen Tone begründet, dann aber von ihm 
ſelbſt ohne weiteres zurückgezogen. Die Begründung 
iſt recht vielſagend. „Zu neun Zehnteln, führte Göhre 
aus, beſtehen die Mitglieder der Konſumvereine aus Ar— 
beitern und zwar meiſt aus ſozialdemokratiſchen Arbeitern. 
Die Folge iſt, daß die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung 
auch im Sinne der modernen Arbeiterbewegung geleitet 
werden muß. Das aber geſchieht nach unſerer Meinung 
heute nicht oder doch nicht genügend. Gewiß müſſen die 
Konſumvereine neutral ſein, aber wenn wir auch nicht 
verlangen können, daß ſie, wie in Belgien, der Sozial— 
demokratie Mittel zur Verfügung ſtellen, ſo hat doch das 
Verhältnis zwiſchen Partei und Genoſſenſchaft auch in 
Deutſchland ein ähnliches zu werden wie in Oeſterreich. 
Die Politik des Generalſekretärs Kaufmann iſt nicht mehr 
als Neutralität zu bezeichnen, ſondern als ein oſtentatives 
Abrücken von der Sozialdemokratie, ja faſt als eine Feind— 
ſchaft gegen ſie. (Widerſpruch und Zurufe: „Unſinn!“) Wir 
müſſen dem entgegentreten unter Ausnützung der demo— 
kratiſchen Einrichtungen der Konſumvereine. Für den 
Augenblick genügt es, daß wir dieſes durch die 
Reſolution zum Ausdruck gebracht und dem Par— 
teitag klar gemacht haben. Wir ziehen daher die 
Reſolution zurück.“ Unter lebhafter Zuſtimmung be— 
merkte dazu Herr Engler-Freiburg, daß er es für illoyal 
halte, eine ſolche provokatoriſche Rede zur Begründung 
einer Reſolution zu halten, um dieſe ſelbſt dann zurück— 
zuziehen. Der Präſident aber beeilte ſich, zu erklären, daß 
der Antrag zurückgezogen und die Sache ſomit erledigt ſei. 

Bemerkenswert iſt der Nachdruck, mit dem Auguſt 
Bebel in ſeiner zweiten Rede für die konſumgenoſſenſchaft— 
liche Organiſation der Arbeiter eintrat. Er ſprach von der 
allgemeinen Teuerung und betonte, daß dieſer Zuſtand, 
bezüglich deſſen wenig Beſſerung zu erwarten ſei, die Ar— 
beiter nicht nur zu neuen Forderungen und Kämpfen aus 
ihren Gewerkſchaftsorganiſationen heraus, ſondern auch 
zum Eintritt in die Konſumvereine zwinge. „Die Arbeiter, 
ſagte er, müſſen den Konſumvereinen in Maſſen zuſtrömen, 
und nicht nur, weil ſie dort etwas billiger kaufen, ſondern 
vor allem, weil fie in ihnen unverfälſchte Lebensmittel er— 
halten, denn die Verfälſchung der Lebensmittel hat eine 
ungeheure Höhe erreicht und es würden, wenn einmal 
gründlich nachgeforſcht würde, erſchreckende Dinge zum 
Vorſchein kommen.“ „Und genau ſo, fuhr Bebel fort, wie 
die Arbeiterorganiſationen Unternehmerorganiſationen her— 
gerufen haben, genau ſo hat das Unternehmertum ſich 
bereits des Genoſſenſchaftsweſens bemächtigt und insbe— 
ſondere die Bauernſchaft. Heute haben die Bauern ein ſo 
entwickeltes Genoſſenſchaftsweſen, wie kaum ein anderer 
Beruf und das wird ausdrücklich benutzt zur Lebensmittel— 
verteuerung. Der Verkauf von Eiern, Butter, Käſe, Milch 
und andern Produkten geht in rapider Weiſe auf bäuer— 
liche Genoſſenſchaften über, ja man will ſogar ſchon die 
Viehzucht kontingentieren. Wir können natürlich nicht 
hindern, daß ſolche Genoſſenſchaften gegründet werden, 
ebenſo wenig, wie wir daran gehindert werden wollen, 
aber infam iſt es, daß dieſelben Kreiſe, die die Arbeiter— 
genoſſenſchaften bekämpfen, in den Städten und auf dem 
Lande für ihre Unternehmerzwecke Genoſſenſchaften orga— 
niſieren. Das finden ſie bei ſich in Ordnung, aber die 
Arbeiter ſollen es nicht tun. Dieſe Ungerechtigkeit liegt 
auf der Hand und auch nach der Richtung hin werden 
wir künftig mit aller Energie vorgehen müſſen.“ 

Es ſind dies Erklärungen und Anregungen, die keinen 
Zweifel mehr aufkommen laſſen, daß ſich in der Stellung— 
nahme der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands zur 
Konſumvereinsbewegung ganz weſentliche Wandlungen 
vollzogen haben, freilich weniger in prinzipieller, als in 
taktiſcher Beziehung. Solange aber keine prinzipiell 
tiefere Auffaſſung in den Parteikreiſen Platz greift, 
können wir von dieſem Umſchwung leider keine innere 
Förderung unſerer Sache erwarten. -g. 


Die Behandlung von Genoſſenſchaftsfragen auf dem 
Internationalen Kongreß für vergleichende Nechtswiſſenſchaft 
und Volkswirtſchaftslehre. Der Internationale Kongreß für 
vergleichende Rechtswiſſenſchaſt und Volkswirtſchaftslehre, 
der in dieſem Jahre vom 4. bis 7. September in Heidel— 
berg tagte, hat ſich unter anderm auch mit der Genoſſen— 
ſchaftsbewegung, und zwar in erſter Linie mit dem Weſen der 
genoſſenſchaftlichen Internationale beſchäftigt. Herr Oekono— 
mierat Beelitz-Garden (Pommern), ein Unterverbands— 
direktor des Generalverbandes landwirtſchaftlicher Genoſſen— 
ſchaften, Offenbacher reſp. Darmſtädter Richtung, hielt einen 
Vortrag über internationales Genoſſenſchaftsweſen, an den 
ſich eine ziemlich belebte Debatte ſchloß. Nach den Be— 
richten der Tagespreſſe unterſchied der Redner innerhalb 
der modernen Genoſſenſchaftsbewegung die zwei großen 
Organiſationen der ſtädtiſchen Konſumvereine und 
der ländlichen Genoſſenſchaften, von denen beide ein 
Gegengewicht gegen die kapitaliſtiſche Entwicklung daſtellten. 
Die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung, führte dann der Redner 
weiter aus, richte ſich gegen die kapitaliſtiſche Wirtſchaft 
überhaupt, um ſie durch eine genoſſenſchaftliche Wirtſchafts⸗ 
ordnung zu erſetzen, die ländlichen Genoſſenſchaften dagegen 
ſtellten ſich in keinen prinzipiellen Gegenſatz zu der kapi— 
taliſtiſchen Ordnung der Dinge, ſondern ſuchten nur deren 
Auswüchſen entgegenzutreten. Wie nun der Kapitalismus 
international geworden ſei, ſo ſtrebten auch die Genoſſen— 
ſchaften einer internationalen Vereinigung zu und die 
Anfänge zu ſolchen Organiſationen ſeien bereits in dem 
Internationalen Genoſſenſchaftsbund mit dem Sitz 
in London und dem Internationalen Bund der 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften mit dem Sitz 
in Darmſtadt vorhanden. Erſterer verfolge die „um— 
wälzende“, letzterer die „aufbeſſernde“ Richtung. In 
beiden Verbänden ſei man darüber einig, daß es zunächſt 
darauf ankomme, in allen Kulturſtaaten den Genoſſen⸗ 
ſchaftsgedanken zu pflegen und gleichmäßige Organiſationen 
herbeizuführen, während die eigentliche genoſſenſchaftliche 
Betätigung über die Landesgrenzen hinaus vorläufig nicht 
in Betracht käme, immerhin aber einer ſpätern Zeit vor— 
behalten bleibe. Aus dieſer gemeinſamen Tätigkeit werde 
ſich dann ein gemeinſames Recht entwickeln, weshalb 
zur Zeit ein konſtruktives Genoſſenſchaftsrecht nicht er— 
wünſcht ſei. 

In der dem Referate folgenden Diskuſſion rückte man 
die Rechtsſtellung der Genoſſenſchaften, ihr Verhältnis zu 
anderen Aſſoziationsformen und zum Staate in den Mittel— 
punkt der Erörterungen. Der freiſinnige Reichstagsab— 
geordnete Dove nahm daran Anſtoß, daß der Referent 
das Genoſſenſchaftsweſen in einen gewiſſen Gegenſatz zu 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung gebracht habe. Die 
Genoſſenſchaft, betonte dieſer Redner, erſcheine ihm nur als 
eine andere Form des kapitaliſtiſchen Betriebes und ein 
Gegenſatz beginne für ihn erſt mit der Begünſtigung des 
genoſſenſchaftlichen Wirtſchaftsprozeſſes durch den Staat. 
Auch der Gegenſatz zwiſchen Genoſſenſchaftsweſen und Handel 
knüpfe erſt hier an, wie ſich auch die Beſchwerden des 
Handels nicht ſowohl gegen den Genoſſenſchaftsbetrieb als 
ſolchen, als vielmehr gegen eine Zurückſetzung ihm gegen⸗ 
über von Seiten der Geſetzgebung und Verwaltung richteten. 
In Betracht kommen die ungleiche ſteuerliche Belaſtung, 
die dann voliege, wenn die Genoſſenſchaften, den Kreis 
ihrer Mitglieder überſchreitend, ſelbſt Handel treiben, ferner 
die Zulaſſung von unentgeltlichen Arbeitsleiſtungen der 
Staatsbeamten in genoſſenſchaftlichen Betrieben und endlich 
die Bevorzugung von genoſſenſchaftlichen Produzenten bei 
Staatslieferungen. Dann ſprach dieſer Redner noch von 
„Komplikationen des Geſamtorganismus“, die eintreten, 
wenn die Genoſſenſchaften ſich zu Zentralverbänden zu⸗ 
ſammenſchließen. Im Uebrigen anerkannte er die wohl— 
tätige und hervorragende Wirkſamkeit der Genoſſenſchaften, 
die fie aber auch neben dem Handel ohne gegenſätzliche 
Friktionen ausüben könnten, wenn nur von Seiten der 
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Staatsgewalt keine ungleichen Lebensbedingungen geſchaffen 
würden. 

Ein anderer Diskuſſionsredner, Rechtsanwalt Dr. 
Kiefel-Berlin, wollte auch ſolche Aſſoziationen, die in der 
Form von Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung erſcheinen, als Organiſationen von 
genoſſenſchaftlichem Charakter anerkannt wiſſen, wozu 
Profeſſor Wieſe-Hannover bemerkte, daß zwiſchen dem 
rechtlichen und wirtſchaftlichen Begriff der Genoſſenſchaft 
ſcharf unterſchieden werden müſſe. Dieſem Gedankengange 
folgend, ergänzte der Referent ſchließlich ſeine Ausführungen 
dahin, daß der wirtſchaftliche Werdeprozeß das deutſche Ge— 
noſſenſchaftsgeſetz in der Tat durchbrochen habe, indem 
die eigentliche Genoſſenſchaft für größere Organiſationsgebilde 
nicht mehr ausreiche. Sie repräſentiere heute eine Unterſtufe, 
die von den weiteren und mächtigeren Gebilden der Ge— 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung und vor allen der Aktien— 
geſellſchaft überragt werde. — Wie man ſieht, ſind auf dieſem 
Kongreß Auffaſſungen des Genoſſenſchaftsweſens zum Vor— 
ſchein gekommen, die neben Richtigem auch manches Schieſe 
enthalten, ſo z. Beiſpiel die Behauptung, daß der inter— 
nationale Bund der Konſumvereine eine „umwälzende“ 
Richtung verfolge, woraus übrigens auch zu erſehen iſt, 
wie gewiſſe Entgleiſungen des vorjährigen Hamburger 
internationalen Genoſſenſchaftskongreſſes geeignet waren, 
die öffentliche Meinung zu verwirren. 

Wenn anderſeits Herr Dove von ſtaatlicher Be— 
günſtigung des genoſſenſchaftlichen Wirtſchaftslebens redete, 
ſo konnte er natürlich nur die ländlichen Genoſſenſchaften 
im Auge haben. Die ſtädtiſchen Konſumgenoſſenſchaften 
haben davon nichts verſpürt und wie die Beſchwerden des 
Handels gegen ſie tatſächlich eine prinzipielle Bekämpfung 
in ſich ſchließen, ſo iſt auch hinlänglich bekannt, daß ihre 
Belaſtung mit Steuern in ſehr vielen Fällen weit über 
das Maß von Recht und Billigkeit hinausgeht. Richtig 
und wichtig iſt die Feſtſtellung, daß in Deutſchland der 
genoſſenſchaftliche Wirtſchaftsſtrom bereits aus dem zu enge 
gewordenen Bett des Genoſſenſchaftsgeſetzes herausgetreten 
iſt und in andere Geſellſchaftsformen flutet. Das iſt in Wahr 
heit die „Umwälzung“, von der Herr Oekonomierat Beelitz 
ſprach und die auf dem Lande wie in der Stadt un— 
widerſtehlich vor ſich geht. Es vollzieht ſich eben hier wie 
dort eine wirtſchaftliche Umbildung. . 
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Wie die Teuerung gemacht wird, erzählt, wie wir der 
„Zürcher-Poſt“ entnehmen, die Breslauer „Volkswacht“. 
Flog ihr da eines Tages das Schreiben des Geſchäfts— 
führers einer großen Milchzentrale „verſehentlich“ auf den 
Redaktionstiſch. Es knüpfte an den von ſozialdemokratiſcher 
Seite inszenierten Milchboykott an und enthielt folgenden 
Satz: Ich bitte dringend, daß alle Landwirte bis auf 
weiteres nur ſo viel Kraftfutter den Milchkühen verab— 
folgen, wie es wirtſchaftlich notwendig iſt, und daß alle 
davon abſehen, durch große Kraftfuttergaben die Milch— 
produktion beſonders zu fördern, vielmehr bitte ich, für 
einige Zeit alle recht knapp zu füttern, damit wir auch 
während des Boykotts keinen zu großen Milch— 
überihuß haben“. 

Alſo künſtliche Verringerung der Produktion! Dieſes 
Vorgehen iſt um nichts beſſer, als die abſichtliche Ver— 
nichtung von Gewürzen und Kaffee durch holländiſche 
und braſilianiſche Händler und Produzenten, die aus 
früheren Zeiten gemeldet wird, mit dem Zwecke, durch 
ein geringeres Angebot einen höheren Preis zu erzielen. 
Hoffentlich machen unſere ſchweizeriſchen Agrarier, die 
ſonſt ihre deutſchen Kollegen gelehrig kopieren, dieſes 
Stücklein nicht auch noch nach. 
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Die Umſätze der Pariſer Warenhäuſer erreichen nach 
einer Publikation im „Confektionär“ ganz bedeutende 
Summen, ſo beim „Bon marché?“ pro 1910 rund 217 
Millionen Franken; davon wurden für 58 Millionen 
Waren ins Ausland verſchickt. Der Umſatz des Louvre be— 
trug im vorigen Jahre 145 Millionen Franken. Die nach- 
folgenden Umſätze beruhen auf Schätzungen, die aber der 
Wirklichkeit nahe kommen ſollen. Der Umſatz der Galeries 
Lafayette erreichte im vorigen Jahre die Höhe von un— 
gefähr 100 Millionen Franken, der Umſatz von La Sama- 
ritaine 160 Millionen. Der Umſatz der Grands Magasins 
du Printemps betrug vor dem Umbau 80 Millionen, nach 
dem Umbau 100 Millionen Franken. 

Angeſichts dieſer Zahlen erſcheinen die oſt als unge— 
heuer bezeichneten Umſätze des V. S. K. und des X. C. V. 
Baſel als ſehr beſcheiden; immerhin geben uns dieſe Zahlen 
keinen Grund zum Verzagen, ſie ſollen uns vielmehr an— 
ſpornen, die Warenhäuſer im Umſatz nicht nur zu erreichen, 
ſondern auch zu überflügeln. 


Internationaler Genoſſenſchaftsbund. 


Vorſtandsſitzung. 


i Der Zentralvorſtand des I. G. B. 
wird Samstag, den 30. September d. J., in Oſtende eine 


Sitzung abhalten. Haupttraktanden bilden die Wahl des 
Generalſekretärs und die Feſtſetzung der Traktanden für 
den Kongreß von Glasgow. 
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Aus unſerer Bewegung. 


1 . e 


„ Umſchau. Der Verwaltungsrat des Verbandsvereins 
in Lauſanne beantragt eine Statutenänderung, wonach 
die ordentlichen Geſchäftsperioden ein ganzes Jahr (bisher 
ein halbes Jahr) unfaſſen. Aus dem Schoße der Mitglieder 
wird beantragt, den Verwaltungsrat mit dem Studium der 
Frage der Errichtung einer Molkerei und einer Schlächterei 
zu beauftragen. 

— Der Konſumverein in Laufen hat für die Mit- 
glieder in der Vorſtadt und in den äußern Quartieren 
eine Filiale errichtet. 

— Die außerordentliche Generalverſammlung des 
Allgemeinen Konſumvereins in Dietlikon und Um— 
gebung genehmigte die Pläne für ein Genofjenjchaitsheim 
und bewilligte einen Baukredit von Fr. 80,000. 

— Mit 1. September iſt der Beſchluß der General— 
verſammlung des Allgemeinen Konſumvereins Wädens— 
wil betreffend Errichtung einer Sterbekaſſe in Kraft er— 
wachſen. Der ſeitens der Genoſſenſchaft zu leiſtende Sterbe— 
fallbetrag erfolgt ohne jegliche Beitragsleiſtung der 
Mitglieder. Auf den Betrag von Fr. 25 haben Anſpruch 
jene Mitglieder, die im letztverfloſſenen Geſchäftsjahr einen 
Mindeſtbezug von Fr. 300 aufweiſen. Bezugsberechtigt iſt 
der überlebende Ehegatte oder die unmittelbar zum Haus— 
ſtand gehörigen erbberechtigten Hinterbliebenen. 

— Der Konſumverein in Kreuzlingen veranſtaltet 
einen zweiten für die Angehörigen von Mitgliedern un— 
entgeltlichen Kochkurs. 

— Die berniſchen Konſumvereine müſſen ſich beſtändig 
des zudringlichen Intereſſes der Steuerbehörde erwehren. 
Die kantonale Steuerrekurskommiſſion hat einen Rekurs 
unſeres Verbandsvereins in Allmendingen teilweiſe ge— 
ſchützt und ihm damit eine Ausgabe von Fr. 79 erſpart. 
Bereits iſt wiederum ein Rekurs pro 1911 pendent. 

— Der Lebensmittelverein Zürich errichtet in Erlen— 
bach am Zürichſee ein neues Depot. 

Korreſpondenz aus dem obern Kantonsteil von Schaff— 
haufen. (B) Ueber die genoſſenſchaftliche Bewegung in dieſer 
Gegend wird uns von einem Genoſſenſchafter folgendes 
berichtet 


Als im Jahre 1909 in Stein a. Rh. der Grundſtein 
zu dem heutigen blühenden Konſumverein gelegt wurde, 
ertönte nicht nur in dem betreffenden Städtchen die Alarm— 
trommel ſeitens der Genoſſenſchaftsgegner, der Krämer und 
Gewerbetreibenden, ſondern auch in den umliegenden Ort— 
ſchaften, wie Eſchenz, Kaltenbach, Wagenhauſen ꝛc. wurden 
abfällige Rufe und Urteile laut und die Anſichten betreffs 
eines erfolgreichen Fortkommens des Konſumvereins waren 
eine Zeit lang ſehr geteilte. 

Selbſt aus Kreiſen, welche heute gute und treue Kon— 
ſumenten, ja ſelbſt Mitglieder zu uns entſenden, hörten 
wir anfänglich nur negative Urteile über die Bemühungen 
der wackern und mutigen Gründer. 

Dank der energiſchen und zielbewußten Arbeit und 
Ausdauer von ſeiten der letztern, des Vorſtandes, ſowie 
der nach der konſtituierenden Verſammlung hinzugetretenen 
Genoſſenſchafter und nicht minder der Frequenz der ver— 
trauenden Konſumenten von Stein und Umgebung, ging 
das Werden der jungen Genoſſenſchaft langſam, aber 
ſicher vor ſich und am Ende des Betriebsjahres konnte bereits 
eine anſehnliche Summe an die Mitglieder verteilt werden. 

Seither iſt die Frequenz des Konſumvereins fort— 
während im Steigen begriffen und beweiſen die Zahlen 
in der Rechnungsführung den ſichern Fortſchritt derſelben. 

Bei vielen anfänglichen Gegnern und Zweiflern hat 
ſich nun das Mißtrauen in eine optimiſtiſche Kundgebung 
umgewandelt und es haben in letzter Zeit zahlreiche Kon— 
ſumenten aus den Nachbarorten Kaltenbach, Eſchenz und 
Ramſen die Errichtung einer Filiale verlangt oder würden 
ſehr gerne eine eigene Konſumgenoſſenſchaft gründen, wenn 
ſie Beihilfe durch organiſatoriſch befähigte Männer erhalten 
könnten. 

Beſonders iſt es Ramſen, ein großes Bauerndorf 
mit zirka 1300 Einwohnern an der deutſchen Grenze, wo 
der genoſſenſchaftliche Gedanke infolge der willkürlichen 
Uebergriffe der Krämer, ſchon ſtark Fuß gefaßt hat. 

Sehr gerne würde auch Stein a. Rh. dieſen Leuten 
beiſtehen, allein die eigene Genoſſenſchaft bedarf noch ſelbſt 
des innern Ausbaues, ſo daß jetzt ſchon an die Errichtung 
von auswärtigen Filialen kaum gedacht werden kann. 

Jedoch dürfte es möglich ſein unter Beihülfe des 
Verbandes ſchweiz. Konſumvereine in Baſel, und vielleicht 
der Genoſſenſchafter Steins dort einen Konſumverein zu 
gründen, umſomehr als die Verhältniſſe günſtig dafür ſind 
und ein Großteil der dortigen Bewohner ein ſolches Vorgehen 
dankbar ergreifen und unterſtützen würde, jo daß in ab- 
ſehbarer Zeit die dritte Genoſſenſchaft in unſerm Kanton 
bahnbrechend wirken dürfte. 

Aus all' dieſen Erörterungen iſt alſo wieder der 
Beweis erbracht, daß die Konſumvereine dem Volke nicht 
aufgezwungen werden, wie die Gegner ſo gern behaupten, 
ſondern daß ſie vom Volk verlangt werden. 

Eine Weiterverfolgung obiger Tatſachen wäre im 
Intereſſe der guten Tatſache nur zu begrüßen. 

Anmerkung der Redaktion: Selbſtverſtändlich iſt 
der Verband gerne bereit, bei der weitern Ausdehnung 
der Konſumvereine in jener Landesgegend mit Rat und 
Tat beizuſpringen. 

Appenzell Außerrhoden. (N.-Korr.) Der Allgemeine 
Konſumverein Herisau und Umgebung hielt Sonntag, 
den 10. September, im Gaſthaus zum „Landhaus“ ſeine 
ordentliche Generalverſammlung ab und erledigte die 
reichhaltige Traktandenliſte in zirka 2 Stunden. Der 
Präſident, Kantonsrat Allenspach, hieß die in Anbetracht 
des wunderſchönen Herbſtſonntags, welcher zu einem er— 
quickenden Spaziergang einlud, ziemlich zahlreich einge— 
rückten Genoſſenſchafter freundlich willkommen, berührte 
in ſeinem kurzen Eröffnungswort namentlich die kürzlich 
ſtattgefundene Delegiertenverſammlung der Appenzelliſchen 
Konſumvereine zum Zwecke der Stellungnahme in der 
bevorſtehenden Reviſion des kantonalen Steuergeſetzes 
und ging alsdann auf die Behandlung der Traktanden über. 


Das ausführliche und muſtergültig abgefaßte Protokoll 
der Generalverſammlung vom 9. September 1910 wurde 
verleſen, einſtimmig genehmigt und verdankt. Die im 
Drucke jedem einzelnen Genoſſenſchafter zugeſtellte Jahres— 
rechnung nebſt Jahresbericht gab zu keiner Diskuſſion 
Anlaß und wurde auf Antrag der Rechnungsprüfungs— 
kommiſſion unter beſter Verdankung der von der Verwal— 
tung und allen Angeſtellten geleiſteten guten und treuen 
Dienſte einhellig gutgeheißen. 

Auf Antrag der Verwaltung wurde beſchloſſen, von 
dem über Fr. 38,000 betragenden Betriebsüberſchuß den 
Mitgliedern 10% ihrer Bezugsſumme als Rückvergütung 
zu entrichten und den Reſt von Fr. 906 für das Ge— 
ſchäftsperſonal und an gemeinnützige Vereine und Anſtalten 
nach Gutfinden der Verwaltung zu vergaben. 

Ueber die in letzter Generalverſammlung der Verwaltung 
zur Begutachtung überwieſenen Bäckereiangelegenheit refe— 
rierte Verwalter Beerli in ſehr ausführlicher Weiſe. Eine be— 
ſonders hiefür von der Verwaltung ernannte Kommiſſion 
hat ſich mit der wichtigen und ſchwierigen Frage befaßt, 
dieſelbe bezüglich Bedürfnis, Rendite, Finanzierung, Bau— 
platz ꝛc. geprüft. Die Verwaltung beantragte, es ſei ihr 
der Auftrag zu erteilen, auf eine nächſte ordentliche oder 
außerordentliche Generalverſammlung Pläne und Koſten— 
berechnung für eine Konſumbäckerei vorzulegen. 

Dieſer Antrag wurde ohne Diskuſſion einſtimmig 
zum Beſchluß erhoben. 

Ueber den ebenfalls an letzter Generalverſammlung 
erhaltenen Auftrag betreff Bericht und Antrag über Gründung 
einer Kriſenkaſſe referierte Herr Steiger in ablehnendem, 
Herr Märki in befürwortendem Sinne. Nach einläß— 
licher Diskuſſion wurde beſchloſſen, dem Verwaltungsrat 
für das laufende Jahr einen Kredit von Fr. 500 zu 
eröffnen, welchen er dem Betriebsüberſchuß oder der 
laufenden Kaſſe entnehmen kann und zu genanntem 
Zwecke verwenden joll, 

Herr Niederer referierte ſodann namens der Verwaltung 
über einen eventuellen Verkauf der Konſumliegenſchaft im 
Schwellbrunn. Herr Schmied, als derzeitiger Inhaber dieſer 
Filiale, wünſcht das Haus zu kaufen. Die Verwaltung iſt 
hiezu nicht abgeneigt und ſo wurde ein proviſoriſcher Kauf— 
vertrag abgeſchloſſen, deſſen Hauptbeſtimmungen der General— 
verſammlung zur Kenntnis gebracht wurden. Die Ver— 
waltung wurde autoriſiert, den Handel nach Konvenienz 
endgültig abzuſchließen. 

Der Präſident brachte namens der Verwaltung den 
motivierten Antrag auf Erhöhung des Gehaltes des Ver— 
walters von Fr. 3500 auf Fr. 3800 ein; auch dieſer Vor— 
ſchlag wurde ohne Diskuſſion einſtimmig zum Beſchluß 
erhoben. 

Das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ ſoll für ein weiteres 
Jahr auf Koſten der Vereinskaſſe allen Mitgliedern zu— 
geſtellt werden. 

Das Wahlgeſchäft war raſch erledigt, indem die geſamte 
Verwaltung ſamt Präſident und Kaſſier einſtimmig be— 
ſtätigt wurden. Herr Ottinger und Herr Straßer wurden 
als Mitglieder der Rechnungskommiſſion beſtätigt und als 
drittes Mitglied an Stelle des weggezogenen Reallehrer 
Böſch, Buchdrucker Gmünder gewählt. Die Statuten ſollen 
unverändert für ein weiteres Jahr in Kraft bleiben. 

In der allgemeinen Umfrage benutzte ein Mitglied die 
Gelegenheit, das gut redigierte „Genoſſenſchaftliche Volks— 
blatt“ wegen ſeines gediegenen und lehrreichen Inhaltes 
wärmſtens zu empfehlen und den Mitgliedern ans Herz 
zu legen, dasſelbe auch Nachbarn und Freunden zum 
Leſen zu geben, damit es immer weitere Verbreitung 
finde. Präſident und Verwalter ſchloßen ſich dieſen Be— 
merkungen an. Um zirka 5 Uhr konnte der Präſident Schluß 
der Sitzung erklären und ſeinen „tiefgefühlten“ Dank 
ausſprechen für erwieſene Aufmerkſamkeit und Ausdauer 
der Genoſſenſchafter. 
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Biasca-Bellinzona. (A.-Korr.) Sonntag, den 27. Au— 
guſt, abhin vollzog ſich in Biasca in aller Stille die 
Uebergabe der dortigen Filiale der Allgemeinen Konſum— 
genoſſenſchaft in Bellinzona an die neugegründete Konſum— 
genoſſenſchaft in Biasca. Die vorhandenen Waren ſowie 
das Mobiliar wurden aufs genaueſte inventariſiert und 
vom Genoſſenſchaftsrate der Konſumgenoſſenſchaft in Biasca 
auf Grund eines unterm 17. Dezember 1910 von der 
Generalverſammlung der Mitglieder genehmigten Vertrages 
übernommen. Nach einem arbeitsreichen Tage vereinigte 
ein vom neuen Genoſſenſchaftsrate geſpendetes einfaches 
Nachteſſen un Hotel Gotthard die beteiligten Kommiſſions— 
mitglieder ſowie das Perſonal. In einer kurzen Anſprache 
legte der Präſident der Konſumgenoſſenſchaft in Bellinzona 
dar, wie er — anſänglich ein Gegner der Trennnng, 
weil ihm eine ſolche nicht dringend nötig und über— 
haupt im Widerſpruch mit dem wahren Genoſſenſchafts— 
prinzip zu ſein ſchien — ſich ſchließlich damit befreundete, 
nachdem er ſah, daß der neuen Genoſſenſchaft Männer 
vorſtehen, die, vom richtigen Genoſſenſchaftsgeiſte beſeelt, 
jedenfalls nicht ruhen und raſten werden, bis deren Beſtehen 
für alle Zukunft ſichergeſtellt ſei. Zudem habe die Genoffen- 
ſchaft in Biasca in Fräulein Arnoſti, die ſchon in großen 
Konſumvereinen (Baſel und Rorſchach) tätig war, eine 
Verkäuferin, die ohne Zweifel ihr Möglichſtes tun werde, 
das in ſie geſetzte Zutrauen zu rechtfertigen. Es werde 
ihr wie auch dem Genoſſenſchaſtsrate ein vollgerüttelt 
Maß von Arbeit zufallen, umſomehr als die Uebernahme 
gerade in die Jahreszeit falle, in der die Umſatzziffern 
gewöhnlich eine außerordentliche Höhe erreichen. Bei der 
offenbar allſeitig vorhandenen Arbeitsfreudigkeit werden 
aber, ſo hoffe er, allfällige Schwierigkeiten überwunden, 
ſo daß ihm um die Zukunft der Genoſſenſchaft in Biasca 
nicht bange ſei. 

Herr Hilfiker, Präſident der Genofjenjchaft in Biasca, 
beantwortete die Anſprache, in dem er ſeiner Befriedigung 
über das abgeſchloſſene Uebereinkommen Ausdruck gab, 
das Entgegenkommen der Behörden der Allgemeinen Konſum— 
genoſſenſchaft in Bellinzona dankend anerkannte und die 
Hoffnung ausſprach, die Genoſſenſchaften in Bellinzona 
und Biasca — Mutter und Tochter — werden ſich auch 
in Zukunft bei getreunter Haushaltung zu gemeinſamer 
Arbeit im Genoſſenſchaftsgarten die Hand reichen zum 
Wohle ihrer zahlreichen Kinderſchar. 

So löſte ſich das Verhältnis ohne jeden Mißton, man 
reichte ſich die Hand mit dem aufrichtigen Wunſche: Auf 
Wiederſehen! 

Der jungen Genoſſenſchaft in Biasca entbieten wir 
auch an dieſer Stelle ein fröhliches vivat. erescat, Horeat. 

Anmerkung der Redaktion: Die neue Konſum— 
genoſſeuſchaft in Biasca wird ſich ſelbſtverſtändlich unſerem 
Verbande anſchließen, ſobald die Anmeldung zum Handels— 
regiſter vollzogen ſein wird. 

„Brugg. Die Reorganiſationsarbeiten der Konſum— 
genoſſenſchaft in Brugg find im 11. Geſchäftsjahr, vom 3. Juli 
1910 bis 2. Juli 1911, gänzlich durchgeführt worden und 
es hat nun allen Anſchein, daß die weitere Entwicklung 
ruhig ihren Fortgang nimmt. Die Mitgliederzahl ſtieg 
von 785 auf 854 und der Umſatz auf Fr. 397,550. Den 
geſteigerten Umſatz ſchreibt die Verwaltung teils der Mit— 
gliedervermehrung, teils der Teuerung, teils der vermehrten 
Milchzufuhr zu. Die Umſatzvermehrung rührt namentlich 
her von der Filiale Aarauerſtraße, deren Bild den Jahres— 
bericht ſchmückt. 

Im Umſatz zurückgegangen iſt die Bäckerei, vornehmlich 
infolge Rücktrittes des Verbandsvereines in Dietikon 
vom Brotlieferungsvertrag. In den leitenden Organen 
herrſcht ferner die Meinung, an private und ſtaatliche 
Auſtalten keine Preiseingaben mehr zu machen, da die 
Anſätze ſtets gedrückte ſind. Derartige Lieferungen ſeien 
in keiner Weiſe rentabel. Die Umſätze könnten wohl ge- 
ſteigert werden, gefährden aber einen richtigen Verkehr 
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mit den Mitgliedern. Das Bäckereiperſonal ſei ohnehin 
ſchon voll beſchäſtigt. 

Der Ausfall durch die Einſtellung der Brotlieferungen 
nach Dietikon dürfte bald wieder eingeholt werden. Der 
durchſchnittliche Brotbezug beträgt ja pro Mitglied im 
Jahr 200 kg und der Preis iſt 2 Cts. per kg billiger als 
der ortsübliche in den Privatbäckereien. 

Das Geſamtquantum der zugelieferten Milch beläuft 
ſich auf 311,421 Liter. Bei ſtarken Zufuhren wurde Butter 
hergeſtellt Total 2392 ke). 

Der Nettoüberſchuß von Fr. 25,304 iſt um Fr. 6798 
größer als derjenige des Vorjahres. 

Die Generalverſammlung vom 6. Auguſt d. J. ge— 
nehmigte Bericht und Rechnung. Die Mitglieder erhalten 
7% ihrer Bezüge rückvergütet und die Mitglieder des 
Vorſtandes Fr. 1000 Entſchädigung. Der Reſt des Ueber— 
ſchuſſes ſoll mit der Unterbilanz verrechnet werden, die 
nach Schluß des Geſchäftsjahres 1911/12 getilgt ſein wird. 

„„ Brunnen-Ingenbohl. Der Konſumverein in Brunnen— 
Ingenbohl litt im Jahre 1910 unter den Folgen der 
Teuerung und der Waſſernot, dazu kommt ein mehrmaliger 
Wechſel der Verkäuferinnen, ſo daß die Entwicklung des 
Vereins eine etwas langſame iſt. Es darf daher den 
Männern an der Spitze als Verdienſt angerechnet werden, 
wenn fie ob all der Schwierigkeiten und Unanmehmlich— 
keiten auszuharren geneigt ſind. Zu alldem kommt noch 
eine ungenügende finanzielle Fundierung, ſo daß der Ge— 
noſſenſchaftsrat ſich veranlaßt ſieht einen energiſchen Appell 
an die Mitglieder zu richten. 

Bei einer durchſchnittlichen Mitgliederzahl von 133 
und einem Umſatz von Fr. 49,650 beträgt der Durchſchnitts— 
bezug Fr. 373, welchen Betrag erſt 48 Mitglieder über- 
ſchreiten. Umſatz und Durchſchnittsbezug ſind beide ungefähr 
gleich geblieben. Hervorgehoben werden die guten Dienſte, 
die das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ geleiſtet hat. 

Der Genoſſenſchaftsrat beantragte den Betriebsüber— 
ſchuß wie folgt zu verwenden: 

Fr. 596 Einlage in den ſogenannten „Hauptfonds“, 
Fr. 500 Entſchädigung an die Verwaltungsorgane und 
Fr. 2051 Rückvergütung an die Mitglieder (5% von 
Fr. 41,020). Die Bilanz beſteht aus folgenden Haupt— 
poſten: Warenlager zum Ankaufspreis Fr. 10,783, Gut— 
haben auf Poſtſcheckkonto, Baarſchaft und Wertſchriften 
Fr. 2693, Mobilien Fr. 1927, Hauptfonds Fr. 468, Anteil— 
ſcheinkapital Fr. 4040, Obligationen und Spargelder Fr. 1550, 
Kreditoren Fr. 6200. 

Frauenfeld. (Korr.) In dem bekanntlich im Frühjahr 
in den Beſitz unſerer Konſumgenoſſenſchaft in Frauen— 
feld übergegangenen ehemaligen „Bierhaus Frey“ hat ſich 
neuerdings wieder ein freundliches Gaſthaus aufgetan, 
das den Mitgliedern aufs angelegentlichſte empfohlen werden 
darf. Die Genoſſenſchaft zur Gründung alkoholfreier Volks— 
häuſer hat nämlich, ermutigt durch den guten Beſuch ihres 
Hauſes an der Grabenſtraße, in dem genannten Lokal 
am Kreuzplatz eine Filiale eröffnet. 

Das neue „Alkoholfreie Volkshaus Ergaten“ iſt aufs 
beſte eingerichtet und bietet ſeinen Beſuchern alles, was 
das Herz nur wünſchen mag: helle, freundliche Wirtſchafts— 
räume, aufmerkſame Bedienung und gute, ſorgfältig zu— 
bereitete Speiſen und Getränke zu den denkbar billigſten 
Preiſen. Auch für Unterhaltung und Kurzweil iſt durch 
Zeitungen, Bücher und allerhand Spiele geſorgt, und das 
ſchattige Gärtchen mit ſeinen ſchönen, alten Platanen bietet 
eine billige und für jedermann erreichbare „Sommerfriſche“. 

Kurzum, das neue Volkshaus liefert wieder einmal 
den Beweis, daß Gemütlichkeit und Behagen auch ohne 
den berühmten „Sorgenbrecher“ Alkohol auskommen können. 
Wer's nicht glauben will, der gehe und ſehe ſelber zu — 
er wird ſicher bald wiederkommen! 

Mels. (Eingeſandt) Der Umſatz unſeres Verbands- 
vereins im Sarganſerland ſtieg von Fr. 270,715 pro 
1909/10 auf Fr. 293,015 pro 1910/11. 


Die neu errichtete Bäckerei iſt in den letzten Wochen 
von verſchiedenen Delegierten anderer Konſumvereine und 
von weiteren Intereſſenten mit einem Beſuche beehrt worden. 
Die nach modernſten Grundſätzen erbaute Bäckerei 
funktioniert zur Zeit zur beſten Zufriedenheit. In den 
erſten 12 Monaten ihres Betriebes ſetzte ſie für Fr. 43,975 
Brot um, während der Verein früher einen Jahresumſatz 
in Brot von rund Fr. 33,000 verzeichnete. Wir hoffen, 
die an der Straße nach Sargans, in nächſter Nähe des 
neuen Schulhauſes liegende erſte Konſumbäckerei in jener 
Gegend, nächſtens im Bilde vorführen zu können. Es 
iſt ein einfacher Bau, der aber doch ganz prächtig in ſeine 
Umgebung hinein paßt. 

Totentafel: In Sargans ſtarb am 18. Auguſt 
1911 Herr Hauptmann Chriſtian Schumacher, ein 
einflußreicher Vertreter des konſumgenoſſenſchaftlichen Ge— 
dankens im alten Grafenſtädtchen am Fuße des Gonzens. 
Seit Gründung unſeres Verbandvereins, des Konſumvereins 
in Mels-Sargans und Umgebung, Mitglied desſelben, 
trat er im Frühjahr 1893 in die Kommiſſion ein, in der 
er bis zu ſeinem Tode verblieb. In den letzten Jahren 
bekleidete er die Stelle eines Chefs der Betriebskommiſſion. 
Von Beruf Schreiner betrieb Herr Schumacher ein kleines 
Bauernweſen, war jahrzehntelang Gemeinderatsweibel 
ſeiner Heimatgemeinde und bekam ſo frühzeitig Einblick in 
die verſchiedenen Verhältniſſe der engeren Heimat. 

Hellen Blickes erkannte Herr Schumacher die Vorteile 
genoſſenſchaftlicher Warenvermittlung für die Bevölkerung 
und trat daher gerne für die Intereſſen des Konſumvereins 
ein. Er ſcheute ſich nicht, wie es ſeinem offenen Charakter 
entſprach, frei und entſchieden die Notwendigkeit konſum— 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchlußes zu verteidigen. In 
guten und böſen Tagen ſtand der nun Verſtorbene dem 
Konſumverein mit Rat und Tat zur Seite, überall und 
no: jederzeit ein Muſter der Arbeitſamkeit und der Pünkt— 
lichkeit. 

Ein Herzleiden warf den im 77. Altersjahr ſtehenden 
Mann in wenigen Tagen auf die Totenbahre. 

Vereinsmitglieder, Angeſtellte und die geſamte Kom— 
miſſion gaben dem Verewigten, Sonntag, den 20. Auguſt, 
das Geleite zum Grabe. — Er ruhe ſauft! 

Schaffhauſen. (k.-Korr.) Begangene Fehler zu ver— 
beſſern und allgemein gewordene Gebräuche auszumerzen 
und an ihre Stelle beſſer befundene Einrichtungen 
zu ſetzen, iſt gewöhnlich kein leichtes Beginnen. Eine ein- 
gefleiſchte Gewohnheit war und iſt bei uns heute vielfach 
noch das Kreditſyſtem, der Bezug der Waren aufs Büchlein 
mit kürzern oder längern Zahlungsfriſten. Trotzdem ſchon 
unſere erſten Statuten die Beſtimmung enthielten, daß 
im Kleinverkehr das Prinzip der Barzahlung anzuwenden 
ſei, mußte unſere junge Genoſſenſchaft den beſtehenden 
Verhältniſſen Rechnung tragen und in vereinzelten Fällen 
kreditieren. Einmal angefangen, mehrten ſich mit dem 
Anwachſen der Genoſſenſchaftsfamilie die Geſuche um 
Gewährung längerer Zahlungsfriſten. Schon ſeit Jahren 
war der Vorſtand beſtrebt, hier Remedur zu ſchaffen. Das 
Verkaufsperſonal wurde des öftern zu möglichſter Ein— 
ſchränkung des Kreditgebens ermahnt. Bei den neu errichteten 
Ablagen wurde die ſtrikte Einhaltung der Barzahlung 
vorgeſchrieben, ebenſo bei Einführung der Milchverſorgung 
beſtimmt, daß die Milch nur gegen bar abzugeben ſei. 
Trotzdem erhöhte ſich der Poſten für ausſtehende Guthaben 
von Jahr zu Jahr und damit auch die Gefahr, Verluſte 
zu erleiden, ganz abgeſehen von der Mehrarbeit, die das 
doppelte Einſchreiben der Warenbezüge verurſachte. Man 
kam zu der Ueberzeugung, daß hier nur der Uebergang 
aur ſtrikten Barzahlung nachhaltige Beſſerung bringen 
önne. 

Die Erkenntnis dieſer Tatſache führte den Vorſtand 
anfangs April zu dem einſtimmigen Beſchluſſe, daß von 
1. Auguſt ab der Warenverkauf nur noch gegen bar er— 
folgen dürfe. Das Inkrafttreten der Barzahlungsvorſchrift 


wurde abſichtlich über ein Vierteljahr hinausgeſchoben, um | ftimmungen geheim vorzunehmen, ohne daß vorerſt eine 


den Kredit beanſpruchenden Mitgliedern Zeit zu geben, 
ſich auf die veränderten Verhältniſſe einzurichten. Der 
Vorſtand war ſich wohl bewußt, daß ſein Vorgehen auf 
Oppoſition ſtoßen werde. Und tatſächlich machte ſich dieſe 
dann auch in mündlichen und ſchriftlichen Beſchwerden 
und anonymen Briefen geltend. Vorſtand und Verwaltung 
wurde vorgeworfen, ſie ſtellen ſich auf den Herrenſtand— 
punkt, mit unnötiger Bedrückung der ärmeren Mitglieder, 
was zu zahlreichen Austritten führen werde. Bemerkenswert 
iſt, daß die Oppoſition vielfach von Mitgliedern herrührte, 
denen die Einkommensverhältniſſe die ſofortige Bezahlung 
ihrer Bezüge ſehr wohl erlaubt. Die Leitung der Genoſſen— 
ſchaft ließ es ſich angelegen ſein, im „Genoſſenſchaftlichen 
Volksblatt“ den Vorſtandsbeſchluß und die Bedeutung der 
Barzahlung eingehend zu begründen und auch das Ver— 
kaufsperſonal leiſtete ſein Möglichſtes in der Aufklärung 
der Mitglieder. Den vereinten Bemühungen und durch 
Entgegenkommen in ſpeziellen Fällen iſt es uns gelungen, 
die Barzahlung ohne weſentliche Störungen herbeizuführen. 
Nach 1½ monatlicher Wirkſamkeit derſelben läßt ſich heute 
konſtatieren, daß nur wenige Mitglieder den Warenbezug 
einſtellten und den Austritt angekündigt haben. Durch 
den Wegfall der Kreditgewährung iſt auch die Urſache 
zu öfteren Differenzen zwiſchen Perſonal und Mitgliedern 
über die Höhe der Warenbezüge beſeitigt. Das Errungene 
darf als ein Fortſchritt in geſchäftlicher und moraliſcher 
Hinſicht aufgefaßt werden, zu deſſen Errichtung uns das 
„Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ gute Dienſte geleiſtet hat. 

Ueber den Geſchäftsgang im Allgemeinen iſt zu berichten, 
daß die gewohnte ruhige Entwicklung anhält. Im J. Semeſter 
ſind der Genoſſenſchaft 234 Mitglieder beigetreten, und 
die Monatsumſätze bleiben ſeit einiger Zeit nicht unter 
Fr. 100,000. Zur Bewältigung des zunehmenden Verkehrs 
wurde in der Vorſtandsſitzung vom 1. September die 
Anſchaffung eines Motorlaſtwagens beſchloſſen mit 2000 kg 
Tragkraft und Motor mit 30 Pferdeſtärken. Mit der 
Lieferung des Wagens iſt die bekannte Firma Saurer 
in Arbon beauftragt. 

Trogen. (0.-Korr.) Zur Jahreshauptverſammlung 
unſeres Vereins haben ſich am 20. Auguſt 302 Mitglieder 
in der Kirche dahier eingefunden. Der Präſident, Herr 
Bezirksrichter Schläpfer- Wald, eröffnete um 2½ Uhr die 
Verhandlungen mit einem freundlichen Willkommensgruß. 
Protokoll und Jahresrechnung fanden einſtimmige Ge— 
nehmigung und Verdankung. Die Rechnungsprüfungs— 
kommiſſion hatte die Rechnung und Belege in beſter Ordnung 
gefunden. Der Geſamtumſatz in allen drei Ladenlokalen 
beträgt Fr. 290,736; er iſt gegenüber dem Vorjahre um 
Fr. 25,614 — 9,69% geſtiegen. Fr. 14,381, alſo nur 5% 
der Geſamtumſatzſumme, entfallen auf den Bezug von 
Nichtmitgliedern. Es dürfte daher nicht ſchwer fallen, den 
Verkauf an ſolche gänzlich aufzuheben, um nicht mehr 
unter die Erwerbsgeſellſchaften rubriziert zu werden. 

Zur Auszahlung gelangten zirka Fr. 36,000 (139% 
der Bezüge) als Rückvergütung an die Mitglieder. Dem 
Reſervefonds, der nun die Höhe von Fr. 20,178 erreicht 
hat, ſind nur Fr. 782 zugewieſen worden. Derſelbe iſt im 
Verhältnis zur Mitgliederzahl noch als klein zu taxieren. 

Für die Verkäuferſtelle in Speicher, die infolge Demiſſion 
des langjährigen Verkäufers Herrn Fiſch zu beſetzen war, 
ſind 26 Anmeldungen eingegangen. Im dritten Wahlgang 
wurde mit 129 Herr M. Näf, Glaſermeiſter in Speicher, 
gewählt. Neben dieſer Verkäuferwahl bildete die Statuten— 
vorlage ein Haupttraktandum. Herr Oertli, Aktuar des 
Vereins, hielt ein orientierendes Votum über dieſelben. 
Sie ſind ſo gefaßt, daß nun durch einfachen Hauptver— 
ſammlungsbeſchluß der Verkauf von Waren an Nichtmit- 
glieder aufgehoben, die Entſchädigung der Verwaltungs- 
kommiſſion und der Genoſſenſchaftsangeſtellten (Verkäufer) 
nach Belieben prozentual oder fix feſtgeſtellt werden kann, 
und die Möglichkeit geboten iſt, die Wahlen und Ab— 
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Statutenreviſion notwendig wird. An Stelle der im letzt— 
jährigen Entwurfe vorgeſehenen drei Lokalkommiſſionen 
ſind die Obliegenheiten einer Betriebskommiſſion, die aus 
fünf Mitgliedern zu beſtehen hat, in Art. 32 grundſätzlich 
feſtgelegt. Gegenüber den alten Statuten ſind verſchiedene 
neue Grundlagen für eine allfällige Entwicklung der Ge— 
noſſenſchaft geſchaffen, und genauere Umſchreibungen der 
Rechte und Pflichten der Hauptverſammlung und der 
leitenden Organe vorgenommen worden. Neu geſchaffen 
werden ein Baufonds mit 4%, und ein Dispoſitionsfonds 
aus 1% des jeweiligen Betriebsüberſchuſſes. Der Vorſtand 
empfahl die Statuten einſtimmig zur Annahme; ſie gehen 
für die Bedächtigten nicht zu weit und kommen doch auch 
den Fortſchrittlichen etwas entgegen. 

Die vom Präſidenten eröffnete Diskuſſion wurde nicht 
benützt und die Statuten einſtimmig angenommen. 

Die Mitglieder des Vorſtandes ſamt Präſident und 
Kaſſier, ſowie die Rechnungsreviſoren, die bisherigen Sup- 
pleanten und die Verkäufer Bodenmann und Schläpfer 
wurden einſtimmig beſtätigt. Als dritter Suppleant iſt 
alt Richter Daniel Buff, Bleiche, Trogen, gewählt. Der 
Zinsfuß der Obligationen wird auf 4 und die Ent- 
ſchädigung der Verkäufer pro 1911/12 auf 50% des 
Warenumſatzes belaſſen. Die Rückvergütung an die Mit— 
glieder beträgt 139“ des Warenbezuges. An Liebesgaben 
ſind die vom Vorſtand beantragten Fr. 400 bewilligt worden. 
Wünſche und Anträge machten ſich keine geltend. Die 
nächſte Hauptverſammlung findet in Speicher ſtatt. Das 
Lokal daſelbſt hat der Vorſtand reſp. die Verwaltungs- 
kommiſſion zu beſtimmen. Damit waren um 4 Uhr die 
Verhandlungen erledigt und es entließ der Präſident die 
Mitglieder mit dem beſten Dank für die Ruhe und Aus— 
dauer, die vom weitaus größten Teil der Verſammelten 
an den Tag gelegt wurde. 


— — DDr 
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Ungarn. 


Der Konſumverein in Budapeſt. (K.-Korr.) Auch 
in der Hauptſtadt Ungarns faßt das Konſumvereinsweſen 
immer tiefer Wurzel in der Bevölkerung. Namentlich die 
Arbeiterſchaft erkennt nach und nach den gewaltigen Einfluß, 
den ſie durch Zuſammenfaſſung ihrer Kaufkraft zu er— 
ringen vermag. 

Aus dem kürzlich erſchienenen, mit Illuſtrationen 
verſehenen Jahresbericht iſt erſichtlich, daß ſich der Umſatz 
im Berichtsjahre um 371,832 Kronen vermehrte und die 
ſchöne Summe von 1,359,673 Kronen erreichte (1 Krone 

r. 1.05). 

it dem Umſatz ſtieg auch die Mitgliederzahl, und 
zwar von 9160 im Jahre 1909/10 auf 12,304 im Berichts⸗ 
jahre 1910/11. Es fand alſo eine Vermehrung um 3964 
Mitglieder ſtatt. Die Mitglieder- und Umſatzvermehrung 
brachte es dann mit ſich, daß auch die Verkaufsläden 
um 3 vermehrt werden mußten; es beſtehen jetzt insgeſamt 
17 ſolcher Läden. 0 

Das Inventar repräſentiert einen Wert von 271,850 
Kronen an welches die Mitglieder bis jetzt 77,771 Kronen 
bezahlten. 

Die Genoſſenſchaft führte vor kurzem auch einen neuen 
Tätigkeitszweig ein, und zwar eine Sparkaſſe. In dieſe 
können wöchentliche Einlagen von 20 Heller an gemacht 
werden. Die Einlagen können in jedem Genoſſenſchafts— 
laden geſchehen, ebenſo können auch in jedem Laden Rück— 
bezüge gemacht werden. Wie ſtark die Arbeiterſchaft dieſe 
Spargelegenheit benützt, geht am deutlichſten aus nach— 
ſtehenden Zahlen hervor. Im Geſchäftsjahr 1909/10 wurde 
die Summe von 147,727 Kronen eingelegt. Das Geſchäfts— 


ahr 1910/11 brachte dann eine Mehreinlage von 86,311 
Kronen, ſo daß jetzt ſämtliche Spareinlagen die reſpektable 
Summe von 234,037 Kronen betragen. 

Der neueſte Geſchäftszweig der Genoſſenſchaft iſt die 
Verſicherungsabteilung. Die Mitglieder können zu 
günſtigen Bedingungen verſchiedene Verſicherungen ab— 
ſchließen. Bis jetzt wurden ſolche im Betrag von 53,000 
Kronen abgeſchloſſen. 

Im vergangenen Jahre führte die Genoſſenſchaft die 
Vermittlung von Herren- und Damenkleidern und 
von Schuhwaren ein. Auch wird in ſämtlichen Filialen 
Milch an die Mitglieder vermittelt. Alles dies trug dazu 
bei, daß der Nettoüberſchuß von 11.000 Kronen im Vorjahre 
auf 15,302 Kronen anſtieg. Die Mitglieder erhielten alſo 
nicht nur unverfälſchte Waren, ſondern es erhöhte ſich auch 
mit der genoſſenſchaftlichen Treue die Erſparnis. 

Wie in allen Ländern die Genoſſenſchaften nach und 
nach zur Selbſtproduktion übergehen, jo auch diejenige 
von Budapeſt. In dem vergrößerten Zentralmagazin 
wurde eine Kaffeeröſterei eingerichtet, auch eine Gewürz— 
mühle funktioniert zur Zufriedenheit. 

Sehr viel Wert wird auf die Agitation gelegt. Den 
verſchiedenen Vereinen werden auf Wunſch gerne Referenten 
zur Verfügung geſtellt, die über den Wert der Konſumenten— 
organiſation Aufklärung verbreiten. Auch ein eigenes 
Organ gibt der Verein heraus, in welchem die Mitglieder 
über alles Wiſſenswerte aus der eigenen Genoſſenſchaft 
aufgeklärt werden und worin auch Mitteilungen über aus— 
ländiſche Genoſſenſchaften enthalten ſind. 


„Genoſſenſchaftliches Volksblatt.“ 
bandsgenoſſenſchaft in Oenſingen hat beſchloſſen, das 


„Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ für alle Mitglieder zu 
abonnieren. Es iſt das der 196. Verein. Im laufenden 
Jahr haben bereits 16 Vereine das Blatt abonniert und 
es iſt Ausſicht vorhanden, daß vor Neujahr das zweite 
Hundert der Kollektivabonennten erreicht ſein wird. Das 
erſte Hundert wurde bekanntlich im Jahre 1907 erreicht. 
Es dauerte alſo nur vier Jahre um zu den erſten hundert 
Kollektivabonnenten hundert weitere zu gewinnen. 

Wir ſind gerne bereit, Probeexemplare in beliebiger 
Anzahl zur Verteilung an die Mitglieder zu überlaſſen. 
Der Abonnementspreis auf das „Genoſſenſchaftliche Volks— 
blatt“ beträgt Fr. 1 pro Jahr und Exemplar. Inbegriffen 
iſt in dieſem Preis das Recht auf Gratisinſertion für 
die abonnierten Vereine, im Verhältnis zur Zahl der 
abonnierten Exemplare. 


* * 

Der Taſchenkalender des Y. S. K., Jahrgang 
1912, iſt im Satz und enthält wieder eine Menge in— 
tereſſanten Materials. Da die bisherigen Auflagen jeweils 
der Nachfrage nicht zu genügen vermochten, anderſeits aber 
vermieden werden ſoll, daß Exemplare am Lager bleiben, 
möchten wir die Vereinsverwaltungen dringend bitten, uns 
möglichſt raſch ihre Beſtellungen zu übermitteln, damit 
die Auflage richtig bemeſſen werden kann. Der Kalender 
wird in der Offizin des Verbandes aufs beſte ausgeſtattet. 
Preis Fr. 1.50 für das in Leinwand gebundene Exemplar. 
Vorzugspreis für Verbandsvereine und Mitglieder 
von Verbandsvereinen Fr. 1. 


* 
* * 


Der Umſatz im Monat Auguſt 1911 erreichte 
Fr. 2,564,427. 60 
Gegenüber Fr. 2,132,834. 30 im Vorjahre ergibt ſich eine 
Zunahme von Fr. 431,593.30 oder 20,23 9%. ö 
Verantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweil. Konſumvereine — Verantwortliche Nedaktton: Dr. Gekar Schär. 


Kampf gegen die Geſchenkartikel. 
Zugabeunweſen haben ferner Stellung genommen die Ver— 
bandsvereine in Nieder-Lenz, Sentier, Reconvilier, Davos, 
5 Worb, Buchs bei Aarau, Meilen, Winter— 
thur. 3 


Gegen das 


* * 

Eingaben an Behörden. Auf Gejuch eines Ver— 
bandsvereins, der befürchtete, das ſowieſo ſchon geringe 
Quantum der diesjährigen Kartoffelernte könnte für Kon— 
ſumzwecke noch mehr verringert und verteuert werden, 
wenn die üblichen Quantitäten in die Schnapsbrennereien 
wandern, haben wir uns mit einer Anfrage an den Di— 
rektor der eidgenöſſiſchen Alkoholverwaltung gewendet. 
Aus deſſen Antwort geht hervor, daß der Einfluß des 
Kartoffelbrennens auf den Preis der Eßkartoffeln nicht 
bedeutend und vorwiegend nur lokaler Natur ſei; das 
Maximalquantum der gebrannten Kartoffeln betrage nicht 
mehr als 4% einer Durchſchnittsernte. Zurzeit werde die 
Frage geprüft, ob nicht auf Grund von Art. 3 des Bun— 
desgeſetzes über gebrannte Waſſer, wonach im Falle von 
inländiſchen Mißernten auch ausländiſches Rohmaterial 
zugelaſſen werden darf, die Bewilligung hierzu erteilt 
werden ſolle. 

Auf eine andere Eingabe der Verwaltungskommiſſion 
an die Generaldirektion der ſchweizeriſchen Bundesbahnen 
betreffend Reduktion der Transporttarife für Lebens— 
mittel, ſpeziell Getreide, Milch und Kartoffeln ſteht die 
Antwort zurzeit noch aus. 

* * 

Dritter Inſtruktionskurs für Konſumverwal— 
ter. Die Verwaltungskommiſſion hat beſchloſſen, den 
dritten Inſtruktionskurs im Monat November d. J. ab- 
zuhalten und zwar in den Tagen vom 12.— 21. November. 
Die Zeiteinteilung und das Programm iſt mit einer un— 
bedeutenden Abweichung das gleiche wie für den zweiten 
Kurs. Da von den ſeinerzeitigen Anmeldungen zum erſten 
und zweiten Kurs eine Anzahl nicht berückſichtigt werden 
konnten, können vorerſt neue Anmeldungen nicht entgegen— 
genommen werden, bis feſtgeſtellt iſt, ob ſich Lücken er— 
geben werden oder nicht. Vorgemerkt ſind von früheren 
Anmeldungen Delegierte der Verbandsvereine von Herbets— 
wil, Betten, Appenzell, St. Georgen, Worb, Erſtfeld, Kreuz— 
lingen, Horgen, Langnau i. E., Flawil, Romanshorn, 
Bellinzona, Wetzikon, Rorſchach, Biel (Bern), Oberwil und 
von ſeitherigen Anmeldungen Rheineck, Balstal, Wangen 
a. / A. Die Bedingungen find gleich wie früher (Kurs un— 
entgeltlich; den Teilnehmern, die den Kurs beendigen, wird 
das Retourbillet III. Klaſſe vergütet). Koſt und Logis, 
die auf Wunſch vom V. S. K. vermittelt werden, zu Laſten 
der Kursteilnehmer. Den hier aufgezählten Verbandsvereinen 
iſt ein Zirkular zugegangen, aus dem das Nähere zu er— 
ſehen iſt. 


Mitteilung der Redaktion. 


Nachdem dieſer Nummer des „Konſumverein“ das 
Protokoll der Frauenfelder Delegiertenverſammlung beiliegt 
und die Delegierten Gelegenheit haben, die in Frauenfeld 
gefallenen Voten von Freund und Gegner des Ueberein— 
kommens mit dem Gewerkſchaftsbund zu ſtudieren, werden 
in nächſter Nummer einige dieſes Thema betreffende Ein— 
ſendungen und Aktenſtücke, die uns in der Zwiſchenzeit 
zugekommen ſind, nebſt einem redaktionellen Geleitswort 
veröffentlicht werden. Verbandsvereine, die bisher den 
Fragebogen vom 17. Juli noch nicht beantwortet haben, 
tun vielleicht gut daran, mit der Ausfüllung des Frage— 
bogens zuzuwarten, bis die betreffenden Publikationen 
erſchienen ſind. 


— 
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Das Genoſſenſchaftliche Volksblatt. 
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KR: 

@: Das Genoſſenſchaftliche Volksblatt bildet für über alles das aufklären, was dieſe zu 

2 jeden Verein ein wertvolles Bindeglied zwilchen wiſſen ein Recht haben. 

! * Verwaltung und Mitgliedern, und ein vorzüg- Auf die billigſte und einfachste Art lassen 

‘© liches Aufklärungsmittel. €s enthält regelmäßig fich im Genoifenichaftlichen Volksblatt Preis- 

© einen bis zwei Artikel aus dem Genoſſenſchafts— liſten veröffentlichen, ebenio die Jahres- 

N leben oder über aktuelle volkswirtſchaftliche berichte kleinerer Vereine. 

2 Fragen; kleine Mitteilungen über beachtenswerte 195 Vereine find heute für 145,000 

00 Vorkommniſſe im Wirtſchaftsleben; eine reich— Mitglieder auf das „Genoſſenſchaftliche 

2 haltige Rundſchau über genoſſenſchaftliche Er— Volksblatt“ abonniert. 

N eigniſſe im In- und Auslande; Artikel über Der Abonnementspreis ist ausser- 

“® Hauswirtichaft; Aerztlicher Ratgeber über An- ordentlich mäßig; I fr. pro Jahr und 

® fragen aus dem Leſerkreiſe; Auskunftsbriefkalten Exemplar bei Kollektivabonnement und Zu- 

KO) der Leſerinnen; Nützliche Ratichläge für Küche sendung des Blattes ins Haus der Mitglieder. 

20 und Haus, ſowie ein reichhaltiges, sorgfältig aus— 2 Fr. bei Einzelabonnement. 

N gewähltes Feuilleton und gemütvolle Gedichte. Probeabonnemente werden gerne 
Vereinsverwaltungen können in jeder bewilligt. Probenummern in beliebiger An- 

Nummer die Mitglieder unentgeltlich zahl stehen unentgeltlich zur Verfügung. 
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5 Verband ſchweiz. Konſumvereine (V. S. K.) 


Bankabteilung. 
m — . e . 
8 8 


Eine 


zurckmüßige und unrteilhafte Geldanlage 


ſind 


* 1 * * * 
die 44 prozentigen Obligationen 
des Verbands ſchweizeriſcher Konfumvereine in Bafel; letzterer bietet die unbedingte Sicherheit 
für eine ſolide Geldanlage. ö 

Wir nehmen fortwährend von einzelnen Perſonen, Vereinen, Verbänden und anderen 
Korporationen Gelder gegen Ausgabe von Obligationen mit halbjährlichen Zinscoupons ent— 
gegen. Der Zinsfuß beträgt 


4 ˙½ Prozent. 


Die Obligationen werden je nach Wunſch der Einleger auf den Namen oder den Inhaber und 
auf 1, 3 oder 5 Jahre feſt, ausgeſtellt. 
Die Verwaltung. 


Verband schweiz. Konsumvereine 


Abteilung Kolonialwaren. 


= Die Roh-= 
und Röstkaffee 


des Verbands schweiz. Konsumvereine nehmen den Kampf 
mit Erfolg mit allen Konkurrenzprodukten auf. 

Die grösste Sorgfalt wird bei den Einkäufen be- 
obachtet. — Nur gute und preiswürdige Kaffee 
werden angekauft. 

Konsequent und zielbewusst kauft jeder Kon- 
sumgenossenschafter den Kaffee im eigenen Konsumladen. 

Konsequent und zielbewusst deckt jede Kon- 
sumvereinsverwaltung ihren Kaffeebedarf bei der eigenen 
Grosseinkaufsstelle ein und stärkt damit den Einfluss des 
ganzen Verbandes. 

Jeder Einkauf bei der Konkurrenz schwächt unsere 
eigene Stellung und stärkt diejenigen der Gegner. 

Die Grosseinkaufsstelle des V.S.K. gehört 
allen Mitgliedern in gleichem Masse, an deren Einfluss und 


Erfolg alle in gleicher Weise partizipieren. 
8 ) Solidarität im Kampfe gegen die Gegner, 
12 welcher Art sie auch sein mögen. 


— 
Verantwortlich für den Druck: G. Krebs in Baſel. 


